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AbiturientInnen an Ge-
samtschulen in NRW 2009
Die GGG-NRW hat im Früh-
jahr 2009 umfangreiche Daten 
erhoben. Von besonderem Inte-
resse waren dabei die Empfeh-
lung der Grundschulen und der 
Migrantenanteil. Die Ergebnis-
se bestätigen eindrucksvoll die 
Leistungsfähigkeit der IGS. 
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Gemeinsam Lernen – Tor 
zur Welt
14 extra-Seiten zum 31. Bun-
deskongresses: Für Christian 
Füller stellt sich die Gretchen-
frage einer integrierten Schule 
wieder neu, Lothar Sack zieht 
das bildungspolitische Fazit, Be-
richte aus den Workshops und 
Seminaren sind nachzulesen ab

Seite 5 ff

Inklusive Bildung – ein 
Leitbegriff
Christine Pluhar stellt den Leit-
begriff „inklusive Bildung“ in 
den Zusammenhang der Bil-
dungsdiskussion in der Welt-
gemeinschaft. Der Leitbegriff 
wird in den Mitgliedsstaaten der 
UNESCO seit Jahren diskutiert 
und immer weiter präzisiert.
 Seite 19 ff

Serie Organisationsskizzen 
Schulsprengel Welsberg
Im sechsten Beitrag der Serie 
skizzieren Lothar Sack und Jo-
sef Watschinger mit dem Schul-
sprengel Welsberg im Schulver-
bund Pustertal einen regionalen 
Schulverbund aus Grundschu-
len und einer zentralen Mittel-
schule.

Seite 22 ff
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Liebe Gesamtschulfreunde und -freundinnen,

ein Super-Wahljahr geht zu Ende, die Ergebnisse waren im Großen und Ganzen zu 
erwarten, im Detail überraschend. Dass es im Bund Schwarz-Gelb geben würde, 
war abzusehen, die Mehrheit für die vermeintliche Wunschkoalition eindeutig, das 
Verhandlungsgebaren der Partner zum Teil grotesk, dunkle Hilfskonstruktionen sind 
bemüht worden, um Rekordverschuldungen zu kaschieren. Erst nach der Wahl in 
NRW ist Klartext zu erwarten.
In Schleswig-Holstein regiert Schwarz-Gelb mit Überhangmandaten gegen die 
relative Mehrheit, im Saarland halten die Grünen die CDU an der Macht, in Thü-
ringen die SPD. Rot-Rot gibt es jetzt auch in Brandenburg, Jamaika oder Schwam-
pel im Saarland, die Farbenspiele sind vielfältig: rot, rot-rot, rot-grün, schwarz-rot, 
schwarz-gelb, schwarz-grün, schwarz-gelb-grün. Einzig das vielbeschworene Hoff-
nungsszenario Rot-Rot-Grün ist nirgends in der Republik zu finden.
Wie es scheint, gibt es keine gültige Farbenlehre mehr und am Anstrich ist, zumin-
dest bildungspolitisch, nicht sofort der Inhalt zu erkennen. Man muss wieder mal 
genauer hingucken, was in Sachen gemeinsames Lernen drinsteckt.
So genau, wie bei der sogenannten Zweigliedrigkeit. Deren Erscheinungsformen 
sind mitnichten identisch. Es ist zu begrüßen, dass die Mitgliederversammlung der 
GGG den Anfang gemacht hat und die strukturpolitische Gretchenfrage stellte: 
Wie halten wir es mit der Zweigliedrigkeit? Diese Frage findet zunächst illustratorische 
und literarische Bearbeitung – mit Titelbild und Kommentar (in struwwelpeterhaften 
Versen) und bildet so den äußeren Rahmen dieser Ausgabe des GGG-Journals.

Im Inneren geht es noch einmal um den 31. GGG-Bundeskongress in Hamburg. 
Ein Beitrag von Christian Füller zur Podiumsdiskussion und die bildungspolitische 
Schlussbilanz unseres Bundesvorsitzenden Lothar Sack sind hier genauso nachzu-
lesen wie kurz gefasste Ergebnisse aus den Workshops und Seminaren. Dadurch 
wächst diese Ausgabe des Journals auf 32 Seiten. 

Eine hochinteressante Studie zum Abiturjahrgang 2009 hat die GGG-NRW vorge-
legt, die Ergebnisse belegen eindeutig die Leistungsfähigkeit der Gesamtschule.

Das Thema Inklusion bleibt uns auch in dieser Ausgabe erhalten. Christine Pluhar 
stellt den Leitbegriff „inklusive Bildung“ in den größeren Zusammenhang der Bil-
dungsdiskussion in der UNESCO. Der Beitrag wurde im August 2009 verfasst.

Mit der „Organisationsskizze“ zum Schulsprengel Welsberg folgt der sechste Bei-
trag dieser Serie, zum zweiten Mal erhält eine Schule außerhalb Deutschlands da-
mit ihre verdiente Referenz.

Die Länderberichte dürfen natürlich nicht fehlen und GGG-intern gratulieren wir 
Jürgen Theis zum 80. Geburtstag. Außerdem stellt sich der neu gewählte Bundes-
vorstand vor. Wie gewohnt finden Sie auch diese Ausgabe des GGG-Journals im 
PDF-Format auf der GGG-Webseite, die im Dezember angepasst an das neue 
GGG-Design ins Netz gestellt wird.

Der angekündigte Teil 2 zur 40-jährigen Geschichte der GGG (1989-2009) musste 
aus redaktionellen Gründen in die Ausgabe 1/2010 verschoben werden. 

Und nun wünsche ich Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, nachdem alle Wahlen 
super überstanden sind, eine super Lektüre, ein ebensolches Weihnachtsfest und 
einen noch besseren Start in das neue Jahrzehnt.

Ihr
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Anlass der erhebung

In ihrer Presseerklärung zum Schuljahres-
beginn 2008/2009 hat die Schulministerin 
Sommer auf die (nur geringe) Differenz 
zwischen den Abiturergebnissen von Gym-
nasien und Gesamtschulen kritisch hin-
gewiesen. Eine Berücksichtigung der un-
terschiedlichen Ausgangsbedingungen der 
Schulen lehnte sie explizit ab.
Schon ein oberflächlicher Überblick über 
die Schülerstruktur lässt aber ahnen, dass es 
erhebliche Unterschiede zwischen den Gym-
nasien und den Gesamtschulen gibt. Dem 
wollten die GGG NRW und die Schullei-
tungsvereinigung der Gesamtschulen (SLV 
GE) in NRW in einer umfassenden Befra-
gung der Gesamtschulen nachgehen. Die 
von uns vorgelegten Daten gehen aus keiner 
Statistik des Landes NRW hervor, sie sind 
nur durch direkte Befragung der Schulen 
ermittelbar.

das datenmaterial

Alle Gesamtschulen in NRW wurden im 
Frühjahr 2009 aufgefordert, Daten zu ihrem 
Abiturjahrgang 2009 zu erheben. Besonders 
hat uns die Einschätzung der Grundschulen 
und deren Empfehlung interessiert. Ebenso 
wurde der Migrantenanteil unter den Abi-
turienten erfragt.
Von den 219 Gesamtschulen in NRW ha-
ben 95 vergleichbare Daten bereitgestellt. 
Die Qualität der Erhebung haben wir mit 
folgenden Kriterien überprüft: Regionale 
Verteilung auf die Bezirke / Verteilung auf 
die Standorttypen / Migrantenanteil / Grö-
ße des Schulträgers (vergleiche dazu im Ein-
zelnen die Übersichten im Anhang). In allen 

Bereichen zeigte sich, dass die Erhebung die 
landesweiten Daten sehr gut abbildet. Dies 
ist angesichts der großen Rücklaufquote 
von 43,4 % auch statistisch zu erwarten.
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist 
weiter zu berücksichtigen, dass nicht alle 
zugelassenen Schülerinnen und Schüler 
auch das Abitur erreicht haben.

ergebnisse

1. Chancengleichheit, Ausschöpfung 
von Bildungsreserven und die Fragwür-
digkeit von Grundschulempfehlungen

Als die Schülerinnen und Schüler des 
13. Jahrgang 2009 in die Sekundarstufe 
I wechselten, war die Vorlage der Grund-

schulempfehlungen noch nicht erforder-
lich. Um diese Daten zu erheben, wurden 
die Abiturienten nach der Empfehlung 
der GS-Lehrerinnen vor 9 Jahren befragt. 
Die untenstehende Übersicht in Form von 
Grafik und Tabelle zeigt das Ergebnis:

70,5 % der Abiturienten wurde demnach 
ein anderer Abschluss als das Abitur vor-
hergesagt. Diese Jugendlichen machen also 
entgegen der Prognose das Abitur. Die Ge-
samtschule öffnet ihren Schülerinnen und 
Schülern Bildungschancen und erschließt 
in einem erheblichen Umfang Bildungsre-
serven.

Dies wird ein weiteres Mal erkennbar, 
wenn man den Anteil der Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationsgeschichte be-

RaineR Dahlhaus, WeRneR KeRsKi, DagmaR naegele unD geRD schäfeRs

Abitur 2009 an Gesamtschulen in Nordrhein-Westfalen 
Bildungskarrieren, Schulerfolg und die Leistung der Schulform – ergebnisse einer Befragung der GGG-NRW

ILDUNGS-POLITIK

eignungs-
prognose HS RS GY Summe

insgesamt 863 2.554 1.431 4.848
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trachtet, die an den Gesamtschulen 2009 
den 13. Jahrgang besuchten. Von den be-
fragten 4.848 Abiturienten hatten 1.684, 
also 34,7 %, einen Migrationshintergrund. 
Die Bedeutung dieser Zahl wird erkenn-
bar, wenn man vergleicht: Landesweit wur-
de vom MSW der Anteil der Migranten an 
allen öffentlichen Schulen erhoben. Die 
Übersicht in der Tabelle auf der nachfol-
genden Seite zeigt auszugsweise das Ergeb-
nis.
Auch aus dieser Tabelle geht die Förderleis-
tung der Gesamtschulen hervor: Schülerin-
nen und Schüler mit Migrationsgeschichte 
werden an Gesamtschulen in großem Um-
fang erfolgreich gefördert.

2. Seiteneinsteiger in Jahrgang 11

Von den 4.848 Jugendlichen haben 3.277 
schon in der Sekundarstufe I die GE be-
sucht, 1.571 Schülerinnen und Schüler 
oder 32,4 % sind im Jahrgang 11 von der 
Hauptschule oder Realschule in die gym-
nasiale Oberstufe gewechselt. Für diese 
Schülerinnen und Schüler bietet die Ge-
samtschule die Möglichkeit, in der gymna-
sialen Oberstufe einer allgemeinbildenden 
Schulform ihr nach landesweiten Stan-
dards vergleichbares Abitur zu erwerben. 
Auch für diese Schülerinnen und Schü-
ler des gegliederten Schulsystems leistet 
die Gesamtschule ihren Beitrag bezüglich 
Chancengleichheit und Ausschöpfung der 
Bildungsreserven des Bundeslandes.

Schlussfolgerungen und 
Forderungen

Aus dem vorgelegten Datenmaterial lässt 
sich die überdurchschnittliche Leistung der 

Oberstufen an Gesamtschulen in NRW zur 
Förderung von weiterführenden Bildungs-
karrieren erneut und detaillierter belegen. 
Dabei ist die Heterogenität der Schülerpo-
pulation an Gesamtschulen die Grundlage, 
nicht ein Hinderungsgrund für den Erfolg. 
Weiterhin ist die Fragwürdigkeit von Schul-
formprognosen am Ende der vierten Gund-
schulklasse durch die Arbeit der Gesamt-
schulen aktuell bestätigt worden.
Daraus ergeben sich für die zukünftige 
schulische Arbeit an den Gesamtschulen 
des Landes NRW folgende Forderungen:

n Das Konzept G 9 (13 Jahre bis zum 
Abitur) ist unabdingbar, um alle Res-
sourcen bei Schülerinnen und Schülern 
zu höherwertiger Schulabschlüsse zu 
aktivieren und diese zu fördern. Dies 
gilt besonders, aber nicht nur, für 
Schülerinnen und Schüler aus bildungs-
fernen Elternhäusern oder Kinder mit 
Migrationshintergrund.

n Fachliche Förderung auch in der 
Sekundarstufe II ist notwendig. Das 
bedeutet hinreichend Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer (mit der für gymnasi-
ale Oberstufen üblichen Besoldung) 
zur Verfügung zu stellen. Fachleh-
rermangel gefährdet die Schullauf-
bahnen von Schülerinnen und Schü-
lern. 

n Verbindlicher Ganztag ist für erfolg-
reiches Lernen auch in der Sekun-
darstufe II unabdingbar. Der Ganz-
tagszuschlag für die Förderung, wie 
in der Sekundarstufe I, ist notwendig, 
Fördermaßnahmen müssen hier von 
Fachlehrerinnen und Fachlehrern erteilt 

werden können. Der Ganztagszuschlag 
sollte 30 % der Lehrerstellen umfassen.

n Heterogenität der Lerngruppen 
fördert den Schulerfolg. Schulformzu-
weisungen lehnen wir ab, da sie keine 
hinreichende Aussagekraft besitzen. Die 
Schulleitungen an den Gesamtschulen 
können aufgrund der Erfahrungen und 
individuellen Zeugnisse in Eigenverant-
wortlichkeit der Schule die Lerngrup-
pen aufnehmen.

n Neugründungen von Gesamtschulen 
müssen folgerichtig Ganztagsschulen 
mit fachlicher Förderung in Sekundar-
stufe I und II sein. Sie sind Schulen der 
Langzeitform bis zum Abitur, um die 
Ressourcen bei Schülerinnen und Schü-
lern möglichst umfassend zu erschlie-
ßen.

n Der Elternwille ist ernst zu nehmen. 
Bei der zukünftigen Schulentwick-
lungsplanung sind die Forderungen 
nach durchlässigen, integrierten Schul-
formen, Ganztag und individueller För-
derung als Leitlinien umzusetzen.

n Eigenverantwortlichkeit von Schulen 
zeichnet sich aus durch eine Input/
Output Orientierung. Für die Gestal-
tung der Lernabläufe, Lerngruppen, 
Einstellung und Einsatz von Lehr-
kräften erhalten die Schulen mehr 
Entscheidungsmöglichkeiten. Zentrale 
Prüfungen und Erhebungen garan-
tieren längst die aktuell geforderten 
Standards.  ®

NRW GY Ge

Schüler insgesamt 2.015.898 495.724 223.757

davon mit Migr.-geschichte 521.120 69.459 74.633

% mit Migr.-geschichte 25,9 14,0 33,4
Quelle: MSW: Das Schulwesen in Nord rhein-Westfalen aus quantitativer Sicht 2008/09.  
Statistische Übersicht 369. April 2009, S. 116

Die Internetpräsenz der GGG

www.ggg-bund.de

Ab 2010 in neuem Design
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Gemeinsam Lernen – Tor zur Welt
Nachlese zum 31. Bundeskongress der GGG

(elh) Der 31. Bundeskongress der GGG an der Max-Brauer-Schule in Hamburg ist ausgespro-
chen erfolgreich verlaufen. 250 Teilnehmerinnen und Teilnehmer sorgten für eine besonders 
große Resonanz. Dabei erwiesen sich die Hospitationen an den Hamburger Gesamtschulen 
als große Attraktion, aber auch die Workshops und Seminare am Freitag und Samstag waren 
durchgängig gut belegt, die Rückmeldungen, die wir erhielten, allesamt positiv. 
Im bildungspolitischen Teil des Kongresses diskutierten unter der Moderation von Christian Fül-
ler (taz) auf dem Podium Christa Götsch (Bildungssenatorin in Hamburg), Steffen Zillich (bil-
dungspolitischer Sprecher der Parlamentsfraktion der Linken in Berlin), Cornelia von Ilsemann 
(Abteilungsleiterin in der Bremischen Bildungsbehörde) sowie zu einzelnen Themen Marianne 
Demmer (stellvertretende Vorsitzende der GEW), Maresi Lassek (stellvertretende Vorsitzende 
des Grundschulverbandes) und Ingrid Ahlring (Leiterin der Helene-Lange-Schule in Wiesba-
den). Die anschließende Rede des GGG-Bundesvorsitzenden Lothar Sack setzte einen klaren 
Schlussakzent und positionierte die GGG im Anschluss an die kurzweilige Podiumsdiskussion 
nachdrücklich. Der Rede ist ebenso wie der Vortrag von Prof. Dr. Heinz-Günter Holtappels auf 
unserer Webseite www.ggg-bund.de frei zum Herunterladen. 
Allen, die zum Gelingen unseres Kongresses beigetragen haben, sei an dieser Stelle noch einmal 
ausdrücklich gedankt. Die Kongressfotos schoss Wolfgang Vogel.

chRisTian fÜlleR 

Wie geht eigentlich Gesamtschule?

Nach 40 Jahren stellt sich die Gretchen-
fragen einer integrierten Schule wieder 
neu: Wie lernt man in heterogenen Grup-
pen?

In der Runde sitzen 18 Leute. LehrerInnen 
und SchulleiterInnen von Gesamtschu-
len in ganz Deutschland. Der Workshop, 
den sie besuchen, handelt von der Jena-
planschule in Jena. Als die für einen Bil-
dungskongress typische Vorstellungsrun-
de beendet ist, weiß man, worauf 16 der 
18 Teilnehmer neugierig sind: Sie wollen 
wissen, wie individuelles Lernen eigent-
lich geht. „Das große Thema ist Binnen-
differenzierung“, sagt stellvertretend eine 
Lehrerin der Bert-Brecht-Gesamtschule in 
Löhne, „weil wir  die äußere Leistungsdif-
ferenzierung aufheben wollen.“ So oder so 
ähnlich hatten es beinahe alle nacheinan-
der formuliert.

Als auswärtiger Gast reibt man sich die 
Augen: Kann es wirklich sein, dass es seit 
40 Jahren Gesamtschulen in Deutschland 
gibt – und diese jetzt, im Jahr 2009, anfan-
gen, Lernen mit heterogenen Lerngruppen 
zu üben? Es kann. Denn die Grundkon-
struktion der Gesamtschule haben ja nicht 
diejenigen erfunden, die sie seit 40 Jahren 
machen. Sondern die Kultusminister, die 
bei einer Hafenrundfahrt im Jahr 1983 
festlegten, wie Gesamtschule auszusehen 
habe: Wie eine kleine Kopie des geglieder-
ten Schulsystems. Ab der siebten Klasse 
müssen die Schüler in den Hauptfächern 
sukzessive in Niveaugruppen geteilt wer-
den – sogar in sogenannten Integrierten 
Gesamtschulen.
Dieses Geburtsdilemma prägte auch die 
Podiumsdiskussion des Gesamtschulkon-
gresses. Dort saßen Christa Goetsch, grü-
ne Schulsenatorin aus Hamburg, Cornelia 

von Ilsemann (Bremen) und Steffen Zil-
lich, schulpolitischer Sprecher der Linken 
(Berlin). Genauer saßen hier jene Bundes-
länder (Stadtstaaten), die eine generelle 
Schul strukturreform angehen: Sie zielen 
auf eine zweigliedrige Verfassung. Auf der 
einen Seite das Gymnasium. Auf der ande-
ren Seite eine Schulform, die ebenfalls zum 
Abitur führt. Sie heißt mal Stadtteilschu-
le (Hamburg), mal Oberschule (Bremen), 
mal integrierte Sekundarschule (Berlin) 
und wird durch Fusion aus den Haupt-, 
Real- und Gesamtschulen gebildet. Auf 
die Frage, warum Schulen, die das gleiche 
bedeuten, so unterschiedliche Namen be-
kommen, antworteten die Teilnehmer so 
ratlos wie lässig: Ja, was sollen wir machen! 
Wir sind in einer Diskussion, die schon im 
jeweiligen Land schwierig zu führen (und 
zu gewinnen) ist. Da wäre es nicht leicht, 
sich auch noch nach draußen mit anderen 
Ländern über Schulnamen abzustimmen.

Die Diskussion zeigte beides. Eine im 
Grunde unerhörte Einigkeit – und zu-
gleich eine große Zerrissenheit.

Goetsch, von Ilsemann und Zillich haben 
ganz ähnliche Vorstellungen und Fragen. 
Sie müssen versuchen, die Entwicklung 
der neuen Schulen, die aus Fusionen ent-
stehen, so intelligent wie möglich zu be-
gleiten. Sie müssen ihnen eine Oberstufe 

Christian Füller im Gespräch mit Christa Christian Füller im Gespräch mit Christa 

GoetschGoetsch

GGG          XTRA



Ich danke allen, die sich an der Diskussi-
on beteiligt haben für ihre Beiträge. Im 
Schlussbeitrag  möchte ich unsere Sicht zu 
den diskutierten Themen darstellen.

1. Strukturumbau des Schulsystems 
und seine Ziele 
These: Die (Zwei-)Gliedrigkeit ist mehr-
heitsfähig, weil sie die soziale Selekti-
on erhält.

Die wichtigsten Ziele einer Schulreform 
heute in Deutschland sind:
1. Steigerung des durchschnittlichen Bil-

dungserfolges, insbesondere
– deutliche Reduzierung der Anzahl der 

Schüler ohne Schulabschluss (Kein 
Schüler ohne Abschluss)

– Erhöhung der Hochschulzugangsquote 
(auf zunächst ca. 70 %)

2. deutlicher Abbau der Kopplung von 
Schulerfolg und Herkunft

Hierüber besteht weitgehend Einigkeit 
auch bis ins konservative Lager hinein und 
mit diesen Zielen werden auch die aktuellen 
Strukturrefor men begründet. 
Ich füge ein Ziel hinzu, das bei uns leider 
zu selten, in anderen Staaten aber häufig als 
erstes genannt wird:

3. Stärkung der sozialen Kohäsion und 
demokratischer Haltungen.

In wenigen Jahren werden wir in 11 Bun-
desländern – bis auf Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und 
Nordrhein-West falen – keine Hauptschu-
len mehr haben. In drei Ländern – Berlin, 
Bre men und Hamburg – wird es in der 
Sekundarstufe nur noch die Förder schule, 
eine Art Gesamt- / Gemeinschafts- /
Stadtteil- / Sekundar- / Ober schule und 
das Gymnasium geben. Dieses System aus 
drei Schularten heißt dann (Zwei-)Glied-

rigkeit. Bis auf die Förderschulen werden 
in diesen drei Bundesländern alle Schulen 
der Sekundarstufe zu allen Schulabschlüs-
sen führen. In den acht anderen Bun-
desländern ohne Hauptschule wird es 
neben sol chen vollständigen „GGStSO“-
Schulen noch eine Art kombiniert-/inte-
grierter H/R-Schulen unterschiedlichster 
Namensgebung geben, sie haben den Weg 
zum Abitur nicht in ihrem Standardan-
gebot.
 
Gemeinsam ist die Tatsache, dass in allen 
Bundesländern die Förder schule und das 
Gymnasium in ihrem Kern und mit ih-
rem Namen bestehen bleiben, während 
die anderen Schulformen durcheinander 
gewirbelt werden. Es werden gerade die 
Schularten am wenigsten angetastet, die 
am stärksten sozial auslesen. Es leuchtet 
nicht ein, dass oder wie hierdurch die ein-
gangs genannten Ziele erreicht werden. 
Die (Zwei-)Gliedrigkeit behält unter-
schiedlich wertige Schulen bei – die eine 
Schule kann sich die Schüler aussuchen, 
die andere nicht – und beseitigt schon 
deshalb die soziale Auslese nicht. Da-
her können wir uns mit keiner Form der 
(Zwei-)Gliedrigkeit zufrieden geben; sie 
kann bestenfalls Durchgangsstation auf 
dem Weg zu einer gemeinsa men Schule 
für alle sein.

Übrigens:
Wer (Zwei-)Gliedrigkeit sagt, 
kann nicht bis drei zählen. 
 
Was machen Sonderschule und Gymnasi-
um eigentlich so erhaltenswert? 
 
2. Inklusion / Förderschule  
These: Inklusion ist Illusion im deut-
schen Schulsystem.
Der Begriff der Behinderung ist keine vor-
gegebene Konstante, sondern Ergebnis ge-
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oder eine Kooperation mit  Oberstufen 
verschaffen, damit das Abitur wirklich zu 
einer Perspektive wird für Schüler, die die-
se Perspektive vorher nicht hatten. Und sie 
müssen etwas ziemlich Kompliziertes hin-
bekommen: das binnendifferenzierte Ler-
nen in den Schulen anstoßen. „Die Schule 
der Zukunft ist eine autonome Schule“, 
fasste Christa Goetsch das Entwicklungs-
motto zusammen. Zu Deutsch: Wir helfen 
denen, aber sie müssen ihre pädagogische 
Kultur letztlich selber entwickeln. 

Aber die Diskutanten sind zugleich zer-
rissen. Denn sie stehen vor einem kom-
plizierten Umgestaltungsprozess – in dem 
praktisch nur mehr oder weniger entschie-
dene Gegner der Reform auftauchen. Die 
Koalitionspartner wollen es jeweils immer 
ein bisschen anders. Die Eltern erweisen 
sich als ängstliche bis brachiale Gegner der 
Reform wie etwa in Hamburg und Berlin. 
Und natürlich wird von außen sehr skep-
tisch auf die Reform geblickt. Auch auf 
dem Hamburger Kongress formulierten 
viele überzeugte Gesamtschulaktivisten 
die Frage: Wieso geht ihr den Schritt zur 
Zweigliedrigkeit – wenn ihr doch wisst, 
dass man eigentlich nur eine „Schule für 
alle“ braucht? Die Antwort des Podiums 
war in etwa die: Wenn wir überhaupt einen 
Schritt gehen wollen, dann diesen, dass es 
künftig nur noch Schulen mit Anschluss 
nach oben gibt. Mehr geht nicht. 

Im Grunde beginnt nun die Arbeit am 
Detail. Und das muss jede Schule vor Ort 
selbst hinbekommen. Im Workshop der 
Jenaplanschule rissen die Fragen nach dem 
jahrgangsübergreifenden, also binnendif-
ferenzierten Lernen nicht ab: Kann man 
so etwas auch im sozialen Brennpunkt 
hinbekommen? Wie bekommt man Fach-
lehrer dazu, sich an gemeinsamen, aber 
fachfremden Projekten zu beteiligen? Das 
wollten die Teilnehmer wissen. Die Praxis  
des individuellen Lernens, sie ist wieder 
am Anfang. ®

Christian Füller (taz-Redakteur, Autor von 
„Schlaue Kinder, schlechte Schulen“)

„Wir müssen nur eine kleine Sache 
ändern ...“
Schlussbeitrag des Bundesvorsitzenden der GGG, Lothar Sack
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sellschaftlicher Traditionen und Normen 
sowie politischer Entscheidungen. Das 
wird u. a. dadurch belegt, dass es Befunde 
gibt, die nur in Deutschland als Behinde-
rungen angesehen werden; auch die dra-
matisch unterschiedlichen Quoten, mit 
denen bestimmte Behinde rungen in ver-
schiedenen (Bundes-)Ländern festgestellt 
werden, lässt auf das Wirken unterschied-
licher gesellschaftlicher Normen schließen. 
Die in Deutschland übliche Einweisung 
der betroffenen Kinder und Jugendlichen 
in Sonderschulen führt indes nicht einmal 
zu einer beson deren Förderung, sondern 
die Schüler lernen dort in der Regel we-
niger als in einer integrativen / inklusiven 
Schule, sie werden also durch die Sonder-
schule behindert. 
 

Mit der Anerkennung der UN-Behinder-
tenrechts-Konvention hat sich Deutsch-
land zur Schaffung eines inklusiven Bil-
dungssystems verpflich tet. Jedem ist die 
Teilnahme am gemeinsamen Leben und 
Lernen zu ermöglichen und dafür sind 
auch die notwendigen Ressourcen bereit-
zustellen. Also, jeder gehört von Anfang an 
dazu, niemand wird ausge sondert – dann 
gibt es auch nichts mehr zu integrieren. 
 
Diesem Inklusionsgedanken ist absoluter 
Vorrang zu geben, seine Rea lisierung ist 
als Menschenrecht anzusehen und darf 
schon deshalb kei nem Finanzierungsvor-

behalt unterliegen. Förderzentren und 
Sonder schulen sind als Institutionen, die 
Unterricht erteilen, aufzulösen. Hier-
für muss es eine zeitliche Planung geben. 
Und: Die Inklusion ist nicht nur bezogen 
auf Behinderte zu denken und zu prakti-
zieren, sondern auch auf sozial Benachtei-
ligte und Migranten. 
 
Übrigens: 
Gemeinsam leben kann man 
nur gemeinsam lernen.
 
3. Exklusion / Gymnasium 
These: Das Gymnasium ist exklusiv, 
deshalb bleibt es erhalten.
Das Gymnasium versteht sich als Schule der 
Leistungsauslese, nimmt aber in Kauf, eine 
Schule der sozialen Abschottung zu sein; 
die Schüler lernen nicht den Umgang mit 
Menschen, die einen anderen sozialen Hin-
tergrund haben. 
 
Die unterstellten Vorteile des stringen-
teren „ungestörten“ Lernens von Schü-
lern mit ähnlicher Leistungsfähigkeit und 
ähnlichem sozialen Habi tus halten einer 
ernsthaften Überprüfung nicht stand. Die 
Zweifel wer den bestätigt durch Erfahrun-
gen in Staaten mit integrierten Systemen, 
durch die Ergebnisse integriert arbeiten-
der Schulen in Deutschland, aber auch 
durch diverse nationale und internationa-
le Schulleistungsstu dien. (Gerade die Re-
Analyse der Daten der Element-Studie hat 
ein drucksvoll gezeigt, dass der Besuch des 
Gymnasiums im 5 und 6. Schul jahr kei-
nen Leistungsvorteil gegenüber dem Ver-
bleib in der Grund schule erbringt.) Nach 
diesen Erfahrungen profitieren nicht nur 
die schwächeren Schüler in ihrer Leis-
tungs- und Sozialentwicklung von einer 
integrativ/inklusiven Schule, sondern ge-
rade auch leistungsstarke Schüler, übrigens 
insbesondere dann, wenn auch Schüler mit 
Behinde rungen dabei sind.
 
Das Gymnasium ist die Schulform, die 
sich die Schüler aussucht und als un-
geeignet angesehene Schüler an die als 
minderwertig angesehe nen Schulformen 

abschiebt. Damit verbunden ist, dass das 
Gymnasium 
n mehr als 25% der aufgenommenen 

Schüler nicht zum Schulerfolg bringt,
n bei seinem von ihm selbst reklamierten 

gesellschaftlichen Auftrag – für den aka-
demischen Nachwuchs zu sorgen – im 
benötigten Umfang versagt,

n bei 36 % seiner Schüler privat organi-
sierte und finanzierte Nach hilfe nicht 
nur in Kauf nimmt, sondern z. T. emp-
fiehlt und erwartet,

n den geringsten Anteil von Kindern mit 
sozial problematischem Hintergrund 
hat,

n den geringsten Anteil von Migranten-
kindern hat,

n sich als integrations-/inklusionsfreie 
Zone versteht.

 
Was und wie will das Gymnasium jetzt und 
zukünftig zur Bewältigung der drängenden 
Probleme unseres Bildungssystems beitra-
gen? Oder wird das gar nicht als seine Auf-
gabe gesehen? Überhaupt stellt sich schließ-
lich die Frage: Worin besteht eigentlich die 
spezifische Aufgabe des Gymnasiums neben 
der integrierten Sekundarschule, die alle 
traditionellen Bildungsgänge enthält und zu 
allen Abschlüssen führt? Das Gymnasium 
muss in die Entwicklung zur gemeinsamen 
Schule für alle einbezogen werden! 

Übrigens: 
eine Schule ist nicht deshalb 
eine gute Schule, weil sie 
leistungsschwächere Schüler 
wegschickt.

4. Lernen von Bildungssiegern: Länder-
systeme/Einzelschulen  
These: Von den Siegern – Schulsyste-
men, Einzelschulen – lernen, heißt ... 
(sie ignorieren?)
 
Erstaunlich ist schon, wie wenig die guten 
Beispiele auf die Bildungspo litik, die Erlass-
lage der Kultusministerien und die große 
Zahl der Nor malschulen abfärben: Auch 
8 Jahre nach Veröffentlichung der ersten 
PISA-Ergebnisse stehen wir nicht besser da, 

Lothar SackLothar Sack
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was Chancengleichheit und unwesentlich 
besser, was die durchschnittliche Schüler-
leistungen betrifft, andere Länder haben 
mehr aufzuweisen.

Dabei machen es uns z. B. die Schulpreis-
schulen vor, dass und wie man gute Schule 
in Deutschland machen kann. Die Jury zog 
aus, gute Schulen zu suchen und fand inte-
grative: Unter den Preisträgern überwiegen 
diese integrativ arbeitenden Schulen.
 
Untersucht man sie auf Merkmale, die 
sie von „Normalschulen“ unterscheiden, 
so findet man unter anderem: heteroge-
ne Lerngruppen, Langform – unter Ein-
schluss der Primarstufe, Ganztagsbetrieb, 
Altersmischung, Integration Behinderter, 
kein Sitzenbleiben, Auflösung von Schulfä-
chern, selbstgesteuertes Lernen (Freies Ler-
nen), keine Noten bis in die Sekundarstu-
fe hinein, keine Einzel stun den, Epochen, 
Projektlernen, außerschulische Lernorte, 
umfangreiche Praktika, Entschulung von 
Schule, ... übrigens auch Abschaffung der 
Pausenklingel und Unterricht bei offenen 
Türen.
Das paradoxe Ergebnis ist: Die Praxis fast 
jeder dieser Schulen steht im Widerspruch 
zu den kultusministeriellen Vorschriften 
und vielen schulischen Traditionen. Die 
Preisträger-Schulen mussten und müssen 
ihre Praxis durch Sondergenehmigun-
gen absichern und manche hat sich nur 
durch ein gewisses Maß an Subversivität 
entwickeln können. Welche Energie-Ver-
schwendung! Wann endlich ermöglichen 
und för dern die kultusministeriellen Vor-
gaben die gute Schule, statt sie zu behin-
dern? Erfreulicherweise gibt es hier und 
da zarte Pflänzchen der Öffnung der Vor-
schriften, aber es bleibt die Forderung an 
die Bildungs politiker und die Bildungs-
verwaltungen: Orientiert rechtliche und 
organi satorische Vorgaben an der Praxis 
der guten Schulen.
 
Übrigens: 
die zwei Seiten der Medaille 
für die Bildungssieger sind 
eine inklusive Schulstruktur 

und eine Schulkultur, die das 
Individuum als Bestandteil der 
Gemeinschaft respektiert.

Beurteilt man die derzeitige schulstruktu-
relle Entwicklung von unserem Ziel her 
– der gemeinsamen Schule für alle –, so 
sieht man die Defizite: Da gibt es weiter-
hin ungleichwertige Schulen, die Abhän-
gigkeit des Bildungserfolges von der Her-
kunft wird nicht ernsthaft angegangen, 
die Hauptaufgaben der Bildungsreform 

werden der integrativen Sekundarschule 
zugewiesen. Man scheut sich, das Gym-
nasium bei seiner Verantwortung zu pa-
cken und es ernsthaft einzubeziehen. Das 
damit verbundene Signal – was am we-
nigsten geändert wird, hat sich bewährt 
– kann eine problematische Wirkung ent-
wickeln. Die Inklusion wird in den meis-
ten Fällen nicht gleichzeitig angedacht, 
sie verträgt sich schlecht mit einem exklu-
siven System. 

Aus der Sicht des bestehenden Schulsys-
tems betrachtet, stellt man Bewe gung in 
die richtige Richtung fest: Der Zwang zur 
äußeren Fachleistungs-Differenzierung ist 
faktisch aufgehoben, was auch von uns 
lange gefordert wurde und überfällig war; 
die Hauptschule wird abgeschafft; die Zahl 

der Schulen, die alle bisherigen Bildungs-
gänge integrieren, vergrößert sich enorm 
– in einigen Bundesländern wird es mehr 
integrative Sekundarschulen als Gymna-
sien / Gesamtschulen geben –, in einigen 
Bundesländern gibt es künftig nur noch 
integrative Sekundarschulen und Gymna-
sien – damit führen alle Schulen des Se-
kundarbereichs (außer der Förderschule) 
zum Abitur –, das Gymnasium verliert 
dadurch endgültig das Abitur-Monopol; 
ein Abschulungsverbot am Gymnasium 
ist beabsichtigt, damit vergibt sich auch 
das Gymnasium alle Schulabschlüsse, was 
seinem bisherigen Selbstverständnis wi-
derspricht. Zusätzlich gerät die offizielle 
Bildungspolitik unter Zugzwang, weil die 
UN-Behindertenrechts-Konven tion nun 
auch in Deutschland in Kraft getreten ist; 
die ersten Bundesländer reagieren.

Unsere Rolle in diesem Prozess, kann 
nicht sein, sich schmollend in die Ecke 
zu stellen, weil fast neunzig Jahre nach 
der Reichsschulkonferenz die gemeinsame 
Schule für alle immer noch nicht reali-
siert ist; sondern wir müssen beraten und 
mahnen, nicht beim Erreichten stehen zu 
bleiben, auf die gelingenden Beispiele auf-
merksam machen, ihre Erfolgsbedingun-
gen her ausarbeiten, aufpassen, dass das in 
Bewegung geratene Bildungssystem nicht 
plötzlich eine problematische Richtung 
einschlägt. In diesem Prozess bieten wir 
den Schulen, Lehrern, Eltern, Schülern, 
aber auch der Bildungspolitik und der 
-verwaltung nach wie vor unsere Expertise 
an.

Schließen möchte ich mit einem Zitat von 
Vernor Muñoz aus der Veranstaltung am 
7. Juni 2009 in Oldenburg, die die GGG 
mitgetragen hat:

„Wie können wir das Bildungssystem in 
ein wirklich inklusives System umwan-
deln? Ich glaube, wir müssen nur eine ein-
zige Kleinigkeit ändern, nur eine kleine 
Sache, nämlich alles.“

Na, dann packen wir‘s an! ®

Maresi Lassek, Cornelia von IlsemannMaresi Lassek, Cornelia von Ilsemann
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Kompetenzraster und Checklisten im 
Mathematikunterricht 

Andreas Kurock, Christoph Stegmann – Max-
Brauer-Schule, Hamburg
Karsten Patzer – Landesinstitut für Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung, Hamburg

Kompetenzraster und Checklisten werden 
in letzter Zeit in sehr vielfältiger Form im 
Mathematikunterricht auch über bundes-
deutsche Grenzen hinweg eingesetzt. Ihr 
Einsatz soll eine stärkere Individualisierung 
des Unterrichts ermöglichen. Dabei gibt es 
bezogen auf die Begriffe „Kompetenzraster“ 
und „Checklisten“ keine klaren Defini-
tionen. Oftmals werden auch Begriffe wie 
„Selbstdiagnosebogen“ oder „Selbstein-
schätzungsbögen“ synonym verwendet. Alle 
Darstellungsformen formulieren die zu ent-
wickelnden mathematischen Kompetenzen 
für die Schülerinnen und Schüler sprachlich 
verständlich, stellen eine Ausprägung der je-

weiligen Kompetenz dar und ermöglichen 
eine Selbsteinschätzung durch die Schüle-
rinnen und Schüler.
Nach einer kurzen Erläuterung der allge-
meinen und inhaltsbezogenen mathemati-
schen Kompetenzen im Sinne der KMK-
Standards wurde dies im Workshop anhand 
eines Beispiels verdeutlicht. Es wurde die 
enge Verknüpfung eines Kompetenzrasters 
für die Sekundarstufe I mit entsprechenden 
Checklisten erläutert, die jeweils einzelne 
Kompetenzfelder des Kompetenzrasters 
konkretisieren (Kompetenzraster siehe 
www.sinus.hamburg.de und www.ggg-
bund.de). 

Dieses Kompetenzraster bietet den Schüle-
rinnen und Schülern einen Orientierungs-
rahmen und zeigt Ihnen, welche inhaltbe-
zogenen Kompetenzen sie im Mathemati-
kunterricht im Laufe der Sekundarstufe I 
entwickeln könnten.

Visualisiert man die bereits erworbenen 
Kompetenzen einer Schülerin/eines Schülers 
z. B. mit Punkten auf dem Kompetenzraster 

zu ergibt sich ein individuelles Kompetenz-
profil, das sowohl Stärken als auch „Baustel-
len“ verdeutlicht. Daraus ergeben sich dann 
individuelle Arbeitsschwerpunkte. Jede 
Schülerin/jeder Schüler geht so ihre/seine 
eigenen Lernwege in dieser Lernlandschaft 
und hinterlässt eigene Lernspuren.

Zusammenfassend erfüllt der Einsatz von 
Kompetenzrastern und Checklisten folgen-
de Funktionen:
n Der fachliche Entwicklungshorizont 

wird verbindlich dargestellt.
n Die in den einzelnen Kompetenzfeldern 

beschriebenen Kompetenzen werden in 
Checklisten konkretisiert.

n Das Kompetenzraster ermöglicht indivi-
duelles Lernen.

n Individuelle Kompetenzen können mit 
diesen Referenzwerten in Beziehung ge-
setzt werden.

n Es entwickelt sich bezogen auf die un-
terschiedlichen Kompetenzbereiche ein 
individuelles Kompetenzprofil.

n Das Kompetenzraster fördert eine per-
manente Reflexion und ermöglicht syste-
matisches Feedback.

n Es leistet einen wichtigen Beitrag zur 
Transparenz für Lehrkräfte, Schüle-
rinnen und Schüler sowie Eltern. 

Weiterhin wird mit der Erstellung von 
und der Arbeit mit Kompetenzrastern und 
Checklisten die Kooperation und Kommu-
nikation im Fachkollegium stark gefördert.
Am konkreten Beispiel der Max-Brauer-
Schule in Hamburg wird die Arbeit mit 
Kompetenzrastern und Checklisten im dor-
tigen Lernbüro vorgestellt, die sich auf die 
Fächer Deutsch, Mathematik und Englisch 
erstreckt. Ein „Blaues Buch“ als Monatsar-
beitsplan strukturiert und dokumentiert die 
Arbeit einer Schülerin/eines Schülers. Die 
Schülerinnen und Schüler legen dort u. a. 
ihre Tagesziele fest. Ergänzt wird dies durch 
eine Selbsteinschätzung und eine Fremdein-
schätzung durch die Lehrkraft.

Um das Lernen von- und miteinander zu 
fördern, arbeiten die Schülerinnen und 
Schüler zu festgelegten Themenkreisen ar-

 Workshop F/S 1

 kurzberichte aus den Workshops

Workshop F/S 1Workshop F/S 1
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beitsgleich oder sie nehmen Erkundungen 
vor. Erkundungen stehen am Anfang eines 
Themas, aktivieren Vorkenntnisse, ermögli-
chen individuelle Zugänge und reichen weit 
in ein mathematisches Thema hinein. Im 
Plenum werden dann Arbeitsergebnisse der 
Schülerinnen und Schüler präsentiert.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Workshops hatten Gelegenheit eine Erkun-
dungssituation zur Flächenberechnung in 
Ansätzen zu bearbeiten und in Bezug auf 
eine mögliche Kompetenzentwicklung der 
Schülerinnen und Schüler zu beurteilen.

Versteht man die Arbeit mit Kompetenzras-
ter und Checklisten nicht als ein isolierttes 
Abarbeiten von Arbeitsblättern, sondern 
bettet diese Arbeit in ein ausgewogenes päd-
agogisches Gesamtkonzept einer Schule ein, 
das gleichermaßen substanzielle mathema-
tische Lernumgebungen und damit auch 
vielfältige Formen des kooperativen Lernens 
berücksichtigt, so wird man dem Ziel, alle 
Schülerinnen und Schüler gleichermaßen 
individuell zu fördern und zu fordern, ein 
gutes Stück näher kommen.

(Der gesamte Vortrag steht als PDF unter 
www.ggg-bund.de zur Verfügung)

 Workshop F/S 2

ela Heymann und Birgit Hollbrüggeela Heymann und Birgit Hollbrügge

Kommunikatives – individuelles Lernen

Ela Heymann, Birgit Hollbrügge – Labor-
schule Bielefeld, Bielefeld

Es ging in diesem Workshop um kommu-
nikatives Lernen. Was lag also näher als mit 
einer Aufgabe zu beginnen, die die Teilneh-
mer und Teilnehmerinnen nur lösen konn-
ten, indem sie sich auf (englische) Gesprä-
che miteinander einließen, was sie auch sehr 
bereitwillig (und wie wir fanden, mit viel 
Spaß) taten.
Unsere Vorstellung und ein Überblick über 
unserer Arbeitsbedingungen in der Labor-
schule Bielefeld schlossen sich an: (gemein-
sames Lernen ohne ‚Sitzenbleiben’ oder 
äußere Differenzierung bis Jg. 10, altersge-
mischter Unterricht im Klassenverband bis 
Jg.5, ab Jg. 6 altersgemischte Kurse, keine 
Noten bis Ende Jg. 9), um die Rahmenbe-
dingungen für die im Folgenden vorgestell-
ten Praxisbeispiele zu verdeutlichen. 

Als Möglichkeiten, im Englischunterricht 
mit leistungsheterogenen Gruppen indi-
vidualisierend zu arbeiten, wurden Erfah-

rungsberichte und Materialien aus der Se-
kundarstufe I vorgestellt:
Film-Projekte: u. a. Forrest Gump, Dead 
Poets Society (Arbeit mit Filmscript und 
Film) 
Song-Projekte: Songs, die Geschichten er-
zählen, sozusagen kleine short stories (und 
Aufgaben) 
Buch-Projekte: Lektüre eines selbst ge-
wählten Buches (und Aufgaben)
‚One-Minute-Talks‘: Kurzvortrag zu einem 
gewählten Themas (mit schriftlicher Rück-
meldung durch die ZuhörerInnen)
Individualisierender Umgang mit einem 
Lehrbuch: Wie kann ich eine unit so auf-
arbeiten, dass es für jeden Schüler/ jede 
Schülerin geeignete Aufgaben gibt und ich 
als Lehrkraft die Möglichkeit habe, intensiv 
mit Einzelnen zu arbeiten.
Wir mussten uns dabei zeitlich sehr diszipli-
nieren (ungefähr 15 Minuten pro Thema), 
sodass wir Inhalte eher anreißen als wirklich 
ausführlich diskutieren konnten. Schade. 
(Wir müssen auch immer noch die Arbeits-
blätter versenden, das haben wir nicht ver-
gessen!) 

Neben unseren Vorstellungen brachten in 
beiden Workshops auch die Teilnehmer 
und Teilnehmerinnen Erfahrungen und 
Anregungen aus ihrer Praxis mit ein. Zu-
mindest am Freitag hatten wir am Ende des 
Workshops die Gelegenheit, die Kollegen 
und Kolleginnen auch noch einmal mitein-
ander in die Kommunikation zu bringen: 
In Kleingruppen diskutierten sie darüber, 
was mit dem Begriff ‚cold departure‘ ge-
meint sein könnte. Think about it! 

Neue Wege im Deutschunterricht – Ler-
nen in heterogenen Gruppen

Anne Wille – IGS Querum Braunschweig, 
Braunschweig

Die Vorstellungsrunde zeigte, dass das o. g. 
Thema bundesweit auf Interesse stößt. 
Nach einem ersten Erfahrungsaustausch 

 Workshop F/S 3
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zwischen den TeilnehmerInnen wurden als 
positive Aspekte beim Lernen in hetero-
genen Gruppen vor allem die Förderung 
des Individuums und eine größere Zufrie-
denheit mit dem eigenen Lernfortschritt 
auf Seiten der Schüler und Schülerinnen, 
aber auch eine größere Arbeitszufrieden-
heit auf Seiten der Lehrer beschrieben. Als 
hinderliche Faktoren wurden besonders 
strukturelle Probleme, sowie der erhebli-
che Arbeitsaufwand, der mit einer vielfäl-
tigeren Materialbereitstellung einhergeht, 
genannt.

In einem Kurzvortrag wurden vier Aspekte 
aus der Arbeit an der IGS Querum vorge-
stellt, die zeigen, dass Deutschunterricht 
von Klasse 5 bis 10 ohne äußere Fachleis-
tungsdifferenzierung erfolgreich möglich ist 
(Ausnahme: in Jg. 10 werden abschlussbe-
zogen auf Grund- und Erweiterungsniveau 
verschiedene Lektüren gelesen. Diese Pha-
sen handhaben wir flexibel mit der Einrich-
tung einer weiteren Lerngruppe.)

Eine transparente Arbeits- und Organisations-
struktur ermöglicht effektive Zusammenar-
beit unter den KollegInnen, um Unterrichts-
vorbereitungen und Materialerstellungen auf 
mehrere „Schultern“ zu verteilen. Außerdem 
schafft die Zusammenarbeit der LehrerInnen 

ein hohes Maß an Reflektion über das Lehrer-
handeln; sie bereichert das kreative Potential 
des einzelnen Lehrers und ermöglicht Erfolge 
und Niederlagen zu „teilen“. Ab Jahrgang 8 
werden zwei von vier Deutschstunden dop-
pelt besetzt unterrichtet.
Die Basis für jede Unterrichtsplanung bil-
det eine Jahresarbeitsplanpartitur (-„Ko-
ordinaten“ sind Fächer / Unterrichtswochen), 
die rechtzeitig für das kommende Schuljahr 
von dem gesamten Jahrgangslehrerteam er-
stellt wird. Dadurch sind gezielte Absprachen 
und langfristige Planungen möglich.
Ein Teil des Deutschunterrichts findet zwei-
mal pro Schuljahr als Baustein in einem 4 
bis 6-wöchigen Projekt statt, in dem die 
Schüler und Schülerinnen selbstständig ar-
beiten. 

Die Lehrkräfte beraten und betreuen die 
Schüler im Unterricht.
Im Anschluss wurde ein Querschnitt an 
Unterrichtsbeispielen von Jahrgang 5 bis 
10 vorgestellt, die unterschiedliche Aspekte 
im Umgang mit heterogenen Lerngruppen 
berücksichtigen. Diese seien hier stichwort-
artig genannt: 
– Arbeit mit dem Literaturbaustein in 

verschiedenen Projekten wie z. B. „Tiere“ 
(Jg. 5), „Liebe, Freundschaft, Sexualität“ 
(Jg. 6), „Sucht und Sehnsucht“ (Jg. 8)

– ein Unterrichtsbeispiel aus Jahrgang 9 
für differenzierte Aufgaben- und Ar-
beitssituationen, für Gesprächsrunden, 
Präsentationen und Rückmeldungen

– verschiedene Beispiele von differen-
zierten Tests und Leistungsrückmel-
dungen, ebenso wie ein Beispiel dafür, 
wie sich Unterricht nach einer mehr-
wöchigen differenzierten Arbeitsphase 
zusammenführen lässt.

Besonderes Interesse zeigten die Worksh-
opteilnehmer am Konzept der Leseförde-
rung in Jg. 5 und 6, wie es an der IGS Que-
rum inzwischen seit einigen Jahren überaus 
erfolgreich praktiziert wird.

Der pädagogische Sinn der Kontinuität 
von 1 bis 10

Ulla Widmer-Rockstroh – Grundschullehre-
rin, Qualifizierungsteam Gemeinschaftsschule 
Berlin
Martin Heusler – Gesamtschule Winterhude, 
Hamburg

Ausgehend vom AG-Thema: Der pädago-
gische Sinn der Kontinuität von 1 bis 10 
(das von einem TN auf 0 bis 13 erweitert 
wurde!) und der logischen Konsequenz da-
raus: Entwicklung einer gemeinsamen und 
inklusiven Schule, orientierten wir die Dis-
kussion in der AG an der Frage: WAS be-
deutet gemeinsames Lernen in heterogenen 
Gruppen für WEN?
Es ging uns nicht um eine Strukturdiskussi-
on, sondern um unsere möglichen Beiträge 
zur Herstellung von mehr pädagogischer 
Kontinuität und letztendlich einer gemein-
samen inklusiven Schule, die bereits allein 
durch den aktuellen (konstruktivistisch ge-
prägten) Begabungsbegriff begründet ist. 
Die vorgefundene Heterogenität ist dem-
nach die normale Basis für gemeinsames 
Lernen in der Schule. Dies erfordert ein 
radikales Einlassen von Seiten der Schule/
LehrerInnen/Erwachsene auf die selbstge-
steuerten, individuell geprägten Lernwege 
der Kinder und Jugendlichen.

Anne Wille leitet den Workshop F/S 3Anne Wille leitet den Workshop F/S 3
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len Klassen aufnehmen, Heterogenität 
als Normalität betrachten (= Inklusi-
on)

n Brüche durch die Schüler selbst über-
winden lassen – Patenschaften zwischen 
älteren und jüngeren Schülern aufbauen, 
jahrgangsübergreifenden Unterricht ent-
wickeln;

n Gesprächsabende über die Se-
kundarschule IN den Klassen der 
Grundschule(n) gemeinsam durch (ehe-
malige) Schüler, Eltern und Lehrer der 
Sekundarschulen durchführen;

n vor allem: Mut haben, Tabus zu brechen! 
Gerade die preisgekrönten Reformschu-
len haben dies bewiesen;

n einladende Atmosphären schaffen.

Die GGG bewirkte übrigens die angeneh-
me Kongress-Atmosphäre auch durch Blu-
men und Süßigkeiten-Teller in den AG-
Räumen!

Nicht verschwiegen werden sollte dennoch 
die von vielen Kollegen als belastend bis 
lähmend geschilderte große Diskrepanz 
zwischen den als notwendig empfundenen 
Entwicklungsschritten, der hohen Alltags-
belastung, den geringen Ressourcen und 
den häufig als gering betrachteten Erfolgs-
aussichten.
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Auch wenn alle Anwesenden vom Ziel der 
pädagogischen Kontinuität und der ge-
meinsamen Schule für alle (grundsätzlich) 
überzeugt sind, so handeln wir selbst doch 
immer wieder nicht in diesem Sinne, son-
dern bedienen die bestehenden Systeme – 
durch Notengebung, defizitärem Blick auf 
die Schüler, Aussonderung in Sonderschu-
len usw. Allzu oft wirkt noch die Schere in 
unseren Köpfen.
Deshalb konzentrierten sich die Diskus-
sionen stark auf den Punkt: Haltungsän-
derungen bei Pädagogen als wesentliche 
Bedingung für eine neue Schule. Haltungs-
änderung gegenüber den Schülern – statt 
ihrer Defizite die Begabungen der Schüler 
sehen und bescheinigen, und Vertrauen 
in ihre Leistungsfähigkeit setzen, sich als 
Lernbegleiter und Lernermöglicher sehen; 
Haltungsänderung gegenüber den Kollegen 
– offen und regelmäßig miteinander koope-
rieren, die Fachfixierung zugunsten fächer-
verknüpfenden Arbeitens überwinden und 
Kompetenzerweiterung im Team anstreben; 
Haltungsänderung gegenüber den Eltern 
– in regelmäßigen Ziel- und Bilanzgesprä-
chen mit Schülern partizipative Strukturen 
entwickeln, offen und mit positiven Rück-
meldungen auf Eltern zugehen statt sie mit 
negativen Rückmeldungen über ihre Kinder 
in Defensive und Ablehnung zu drängen. 

Für die Schüler bedeutet Kontinuität von 
1 bis 10 / 13 durch ein Mit- und Vonein-
anderlernen in stabilen Lerngruppen und 
vertrauten Pädagogenteams soziale Sicher-
heit. Soziale Sicherheit bedeutet mindes-
tens 
a) an der „richtigen“ Schule zu sein, nicht 

unter dem Damoklesschwert der Negati-
vauslese zu schweben, 

b) stabile Beziehungen zu Erwachsenen 
knüpfen zu können, 

c) stabile Beziehungen zu ‚Peers‘ knüpfen 
zu können und 

d) nicht gemobbt zu werden. 

Diese Kontinuität bedeutet auch Verläss-
lichkeit in entwickelten Lernstrukturen und 
Lernsystemen und Entwicklung von nach-
haltiger Verantwortung füreinander. 

Martin Heusler und ulla Widmer-RockstrohMartin Heusler und ulla Widmer-Rockstroh

Auch bei den Schülern müssen Haltungsän-
derungen durch andere Lernformen entwi-
ckelt werden.

Natürlich wurden auch Konsequenzen für 
die Stundenplanorganisation, die Formen 
der Leistungsbewertung (Fördernde Be-
wertung: z. B. Logbücher, z.B. Planungs-
gespräche, z. B. Bilanz- und Zielgespräche, 
z. B. Portfolio – statt Noten, zumindest bis 
zum Jg. 9), die Räume und die Ansprüche 
an zeitliche und personelle Ressourcen dis-
kutiert. Diese Gedanken können aus Platz-
gründen hier nicht näher dargelegt werden. 

Für die Schaffung von mehr pädagogischer 
Kontinuität, insbesondere die Überwin-
dung von Brüchen zwischen Grund- und 
Sekundarschulen, (selbst zwischen den 
Stufen innerhalb einer Schule) im (noch) 
mehrgliedrigen Schulsystem einige pragma-
tische Ideen Erfahrungsbeispiele:

n Gegenseitig in Schulen hospitieren, of-
fener auf „die andere“ Schule zugehen 
(mentale Abgrenzungen und gegensei-
tiges Misstrauen bestehen nach wie vor 
zwischen Pädagogen der Grundschule 
und der Sekundarschulen);

n keine besonderen „I-Klassen“ einrich-
ten, Schüler mit Behinderungen in al-
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Zusatzbemerkung: Wir sollten künftig päd-
agogische und strukturelle Kontinuität auch 
dadurch herstellen, dass Gesamtschullehrer, 
Grundschullehrer ... nicht mehr getrennt 
Tagungen abhalten und sich lediglich durch 
Grußworte die gegenseitige Unterstützung 
zusichern. Der pädagogische Sinn der Kon-
tinuität von 1 bis 10/13 wird auch durch 
gemeinsame Veranstaltungen gesichert!

Durchgängige Prinzipien vom Kinder-
garten bis zum Abitur an der Jenaplan-
Schule 

Jacqueline Zeuner, Helke Felgenträger – 
Jena plan-Schule, Jena

Der Workshop wollte die Jenaplanschu-
le Jena vorstellen als eine teilgebundene 
Ganztagsschule mit demokratischen Schul-
strukturen und Unterrichtsinhalten, die 
Raum für ein individuelles, gesellschaft-
lich-aktuelles und kritikbezogenes Lernen 
ermög licht. 
Sowohl anhand der Struktur der Schule 
als auch an den Unterrichtsinhalten sollte 
aufgezeigt werden, welche durchgängigen 
Prinzipien zum Tragen kommen. So bildet 

der Wochenrhythmus mit Morgenkreis, 
Lernzeit und Feier sowie Stamm- bzw. Pro-
jektzeit und Kurs im Block einen festen 
Rahmen und gleichzeitig die Möglichkeit, 
jahrgangsgemischt, mit innerer Differen-
zierung und integrativ zu arbeiten. 

Anhand vielfältiger Beispiele, wie z. B. 
vom Kindergarten-Zeugnisbrief bis hin 
zum Portfolio der Abiturstufe, wurde die 
Bewertungs- und Einschätzungskultur 
vorgestellt, die einen ganz besonderen Stel-
lenwert an der Schule innehat. Eine Viel-
falt an Verbaleinschätzungen begleitet die 
Schüler bis zum Abitur, ab dem 7. Jahr-
gang werden gleichzeitig Noten erteilt.

Schülerarbeiten aus den Projekten sowie 
Beispiele für Schulprojektwochen oder 
Schuljahresanfangsprojekte zeigten zu-
dem Möglichkeiten auf, welche Elemente 
durchaus auf andere Schulen übertragbar 
sind.
Als ein Ergebnis der Diskussion wurde 
deutlich, dass das erfolgreiche Lernen an 
der Jenaplan-Schule nur durch das Mitein-
ander aller – Schüler, Eltern, Erzieher und 
Lehrer –möglich ist und das Ergebnis einer 
stetigen Schulentwicklung darstellt.

Fundstellen: www.jenaplan-schule-jena.de

Profilklassen an der Gesamtschule 
Bergedorf

Kerstin Schröter, Georg Nadas, Tina Repp – 
Gesamtschule Bergedorf, Hamburg

Die Profilklassen an der Gesamtschule 
Bergedorf waren Thema und Diskussions-
grundlage. Anhand von Beispielen und 
Anregungen aus dem Profilalltag wurde das 
Konzept vorgestellt als eine Möglichkeit für 
den Umgang mit Heterogenität und aufga-
benbezogenen Kompetenzerwerb.
Die Entstehungsgeschichte der Profilklas-
sen, die spezifischen Bedingungen vor Ort, 
Erfolge und Hindernisse von den Anfängen 
bis zur Gegenwart bildeten einen Themen-
schwerpunkt. Am Beispiel einer Medien-
Profilklasse wurden Inhalte, Arbeitsweisen 
und Ergebnisse dargestellt und durch Film-
ausschnitte veranschaulicht. Zudem wurde 
aufgezeigt, inwiefern Profilarbeit anhand 
von praxisnahen Aufgabenfeldern eigen-
ständiges Lernen in der Gemeinschaft er-
möglicht und welche Instrumente und Ver-
fahren diese Prozesse unterstützen.
Die Teilnehmer brachten sich durch interes-
sierte Nachfragen, Kommentare und Ideen 
aktiv ein, so dass ein angeregtes Gespräch 
entstand.

Naturwissenschaften

Jens Petersen – Erich Kästner-Gesamtschule, 
Hamburg
Wilhelm Flade-Krabbe – Ida-Ehre-Gesamt-
schule, Hamburg

Als Vertreter der Erich Kästner-Gesamtschu-
le habe ich in dem Workshop zusammen 
mit dem Kollegen Wilhelm Flade-Krabbe 
von der Ida-Ehre-Gesamtschule (ausführ-
liche Darstellung im Tagungsbericht der 
GGG-Fachtagung in Herford 2008) das 
Schulentwicklungsprojekt unserer Schule 
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zum binnendifferenzierten NW-Unterricht 
vorgestellt. Die KollegInnen der EKG ha-
ben Formen des individualisierten Unter-
richts für den gesamten NW-Unterricht 
der Jahrgänge 7 bis10 entwickelt. Das Ziel 
des Prozesses ist, binnendifferenzierte, ko-
operative und individualiserte Lernformen 
für den Fachunterricht in den NW-Fächern 
Biologie, Chemie und Physik gemeinsam zu 
entwickeln, zu erproben und zu evaluieren, 
um sie dann langfristig auf die ganze Schule 
auszuweiten.

Dieses Konzept eines NW-Modells ist als 
Schulentwicklungsprojekt mit einer ent-
sprechenden Steuergruppe als Organisati-
onsstruktur etabliert und wird kontinuier-
lich vom LI-Hamburg (Lehrerinstitut für 
Fortbildung) begleitet. Die Mitglieder der 
Steuergruppe wirken innerhalb der EKG 
als MultiplikatorInnen und führen Fort-
bildungsveranstaltungen mit den Fachkol-
legInnen durch. Die SchülerInnen unserer 
Schule werden ab Jahrgang 7 in den drei 
NW-Fächern in konstanten, heterogenen 
und binnendifferenzierten Lerngruppen 
bis Jahrgang 10 unterrichtet; das bedeutet 
konkret, dass sich die Gruppenzusammen-
setzung in den drei NW-Fächern innerhalb 
der 4 Jahre nicht verändert, trotzdem findet 

ab Jahrgang 9, den Abschlüssen entspre-
chend, eine sogenannte äußere Fachleis-
tungseinstufung statt.
Innerhalb des Workshop wurden der kon-
zeptionelle Schulentwicklungsprozess sowie 
mit Unterstützung einer Power-Point-Prä-
sentation neben den für die einzelnen Fä-
chern entwickelten kompetenzorientierten 
Lernzielen verschiedene individualisierte 
Lernformen wie Platzdeckchen, Begriffs-
netz, Grafiz oder Filmleiste vorgestellt. 
Ein besonderer Schwerpunkt stellte das 
Portfolio dar, das unsere SchülerInnen im 
Jahrgang 9 in Biologie zum Thema: ‚Eine 
meiner Infektionskrankheiten, die ich hat-
te‘ sowie ‚Mein Impfstatus‘ erarbeiten.

Die Portfoliomaterialien setzen sich zusam-
men aus: 
n Elternbrief
n Schülerbrief
n Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, Wortliste
n Formblätter (Zeit- und Arbeitsplan; Lern-

tagebuch; Quellenangaben; Abschlussbe-
richt)

n Pflichtaufgaben (Grafiz zu einem Erreger) 
n Filmleiste zu einer Infektionskrankheit, 

Tabelle
– zu Zellen der Immunantwort, Antibio-

tikum (Grafiz, Mindmap, Infoblatt ...)

– plus mindestens eine Wahlaufgabe wie 
z. B. Leben und Werk eines Wissen-
schaftlers, 

– Gefahren des Antibiotikakonsums, Be-
deutung von Fieber, Checkliste für eine 
Tropenreise,

– Mindmap zu Erregertypen
n Forscheraufgabe z. B. Mein Impfstatus 

(Impfpass, Impfungen, nächste notwen-
dige ImpfungenImpfplan, Impfempfeh-
lungen ...) 
– Meine Infektionskrankheit (Begrün-

dung der Auswahl; Verlauf und Hei-
lung/Therapie; Interview mit meinen 
Eltern zu dieser Krankheit; meine Er-
fahrungen mit der Krankheit; was habe 
ich dabei für mich gelernt ? ...)

n Bewertung 
– Form: Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, 

Wortliste, Quellenangaben, Pflichtauf-
gaben, Forscheraufgabe 

– Inhalt (Qualität der Lösungen der 
Pflicht- und Forscheraufgaben) 

– Reflexion (Qualität der Reflexion des 
Lernprozesses)

Portfolioarbeit basiert auf der Vorstellung 
von aktivem Lernen und erhöht den An-
spruch nach selbst gesteuertem und eigen-
verantwortlichem Lernen der SchülerIn-
nen. Die Reflexion des Lernprozesses ist für 
SchülerInnen und LehrerInnen eine neue 
Erfahrung. Deshalb glauben wir, dass die-
se Methode besonders gut in unser NW-
Konzept passt und damit auch in die Unter-
richtsentwicklung an der EKG.

Zusammenfassend kann ich berichten, dass 
der Workshop mit viel Interesse aufgenom-
men wurde, was sich auch in einer größeren 
Anzahl von Fragen und Wortbeiträgen wie-
der spiegelte. Insgesamt war die Zeit etwas 
kurz, da auch die Bedingungen und Rah-
menpläne in der verschiedenen Bundeslän-
dern unterschiedlich sind, sodass sich Kon-
zepte und Modelle nicht einfach übertragen 
lassen. 
Leider haben wir versäumt ein qualifizier-
tes Feedback der TeilnehmerInnen einzu-
holen. Da die Gesamtschule in Hamburg 
im kommenden Schuljahr 2010/11 nicht 

Workshop F 7Workshop F 7
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mehr existieren wird und von der Stadtteil-
schule abgelöst wird, die aber einen anderen 
Schwerpunkt setzt, wird sich zeigen, ob wir 
auf einem späteren Kongress erneut berich-
ten können und dann natürlich das Feed-
back nicht vergessen werden.

Literatur: 
www.li-hamburg.de/fix/files/doc/Binnendif-
ferenzierung_im_NW_Unterricht.pdf
www.li-hamburg.de/fix/files/doc/LI-NW_
Bewertung_Kompetenzraster.pdf
www.transfer-21-hh.de/downloads/LI_
HH_Individualisierter_Unterricht.pdf

ingRiD KjaeRgaaRD 
Die dänische „folkeskole“ 

„Folkeskolen“ ist eine Aufgabe für alle Ge-
meinden und wird von der Regierung be-
stimmt. Die Schule beginnt mit einem Jahr 
in der „børnehaveklasse“, dann folgen eine 
9-jährige Grundschule und ein freiwilliges 
Jahr in der 10. Klasse. Seit dem 01. August 
2009 ist das Jahr in der „børnehaveklasse“ 
ein Pflichtjahr – d. h. wir haben eine 10-jäh-
rige „folkeskole“. Die Schule soll den Kin-
dern fachliche Qualifikationen vermitteln 
und sie als Bürger einer demokratischen 
Gesellschaft vorbereiten. „Folkeskolen“ ar-
beitet sehr eng mit den Eltern zusammen; 
man nimmt Rücksicht auf die Fähigkeiten 
und Wünsche des einzelnen Schülers. Die 
Schüler werden normalerweise in derselben 
Klassengemeinschaft durch den gesamten 
Schulverlauf kommen – die Lehrer sollen 
ihren Unterricht differenzieren. In Däne-
mark gibt es Unterrichtspflicht, aber keine 
Schulpflicht. Das bedeutet, dass man un-
ter mehreren Schulformen wählen kann. 
„Folkeskolen“ ist kostenlos und die meisten 
Schüler zwischen 6 und 17 Jahren wählen 
diese. Andere Schulformen sind die freien 
Grundschulen, z. B. die Schulen der deut-
schen Minderheit und die Internate. Die 
Internate werden teils vom Staat, teils von 
den Eltern bezahlt. Man darf auch sein 
Kind zu Hause unterrichten. Diese Mög-

lichkeit nehmen nur ganz wenige wahr. Die 
Kinder beginnen in dem Kalenderjahr, wo 
sie 6 Jahre alt werden. 

Das Ziel der „folkeskole“ 
Die „folkeskole“ soll in Zusammenarbeit 
mit den Eltern den Schülern Kenntnisse und 
Fähigkeiten vermitteln, die sie für eine wei-
tere Ausbildung brauchen und ihnen Lust 
geben, mehr zu lernen, sie in die dänische 
Kultur und Geschichte einführen, Verständ-
nis für andere Länder und Kulturen wecken 
und dazu beitragen, das Zusammenspiel 
des Menschen mit der Natur zu verstehen 
und somit die allseitige Entwicklung des 
einzelnen Schülers zu fördern. Die „folkes-
kole“ soll Arbeitsmethoden entwickeln und 
Rahmen schaffen für Erlebnisse, Vertiefung 
und Schaffensdrang, so dass die Schüler Er-
kenntnis und Fantasie entwickeln, Vertrau-
en in eigene Möglichkeiten gewinnen und 
einen Hintergrund geben um Entschlüsse 
treffen und agieren zu können. Die „folke-
skole“ soll die Schüler zu Teilnahme, und 
Mitverantwortung sowie für die Rechte und 
Pflichten in einer Gesellschaft in Freiheit 
und Demokratie vorbereiten. Die Arbeit in 
der Schule soll auf der Basis von Geistes-
freiheit, Gleichwertigkeit und Demokratie 
begründet sein. Schüler und Eltern arbeiten 
gemeinsam mit der Schule, um das Ziel der 
„folkeskole“ zu erfüllen. 

Schülerzahlen 
Im Schuljahr 2007/2008 gab es 691.017 
Schüler in der „folkeskole“.Die durch-
schnittliche Zahl an einer Schule ist 328. 
Der normale Klassenquotient ist 19,8. In 
der „børnehaveklasse“ ist die Zahl 20,4. In 
jeder 10. Klasse gibt es mehr als 24 Schüler.

Faktum: In Dänemark kostet ein Schüler 
etwa 61.600 dän. Kronen (= 8.200 Euro) 
pro Jahr! 
Es gibt 1.600 „folkeskoler“ mit etwa 51.500 
Lehrkräften. Wenn man die Spezialschu-
len dazu zählt, gibt es 1.800 Schulen, d. h. 
die gesamte Schülerzahl beträgt 600.000. 
87 % der Lehrer arbeiten in den normalen 
Schulen, 87 % der Schüler besuchen die 
„folkeskole“. Die Lehrerinnen sind in der 

Mehrheit, die Zahl der Männer ist fallend. 
Mehr als zwei von drei Angestellten in der 
„folkeskole“ sind Frauen! Die Schulleiter 
sind die einzige Personalgruppe, bei der die 
Mehrzahl Männer sind. Es gibt etwa 60 % 
männliche Schulleiter. Fazit: Männer leiten 
– Frauen unterrichten! Die Schulleiter sind 
im Durchschnitt 50,6 Jahre alt, die Pädago-
gen in der Vorschulklasse die jüngsten mit 
41,3 Jahren. Der Altersdurchschnitt unter 
Lehrern ist 44,4 Jahre. Die meisten Lehrer 
sind im Alter von 45 bis 54 Jahre alt. 

Zweisprachige Schüler (2006 – 2007) In 
den letzten 10 Jahren ist die Zahl der zwei-
sprachigen Schüler von 7,7 % auf 10,1 % an-
gestiegen. Es gab 46 „folkeskoler“ mit mehr 
als 50 % zweisprachiger Kinder. (2,9 % der 
gesamten Schulen). Es gab 1.240 „folkes-
koler“ mit weniger als 10 % zweisprachiger 
Kinder (77,3 % aller Schulen). Die Schulen 
in Kopenhagen und Umgebung haben die 
meisten Ausländer., hauptsächlich aus der 
Türkei oder dem Iran. 

Förderunterricht („specialundervisning“) 
Von 1997 bis 2007 stieg die Anzahl der 
Schüler auf 18,3 %, in der gleichen Perio-
de stieg die Zahl der Schüler, die Hilfe im 
Unterricht benötigten, auf 48 %. Pro Jahr 
sind es 360 Schüler. Der Anteil der Aus-
länder, der Hilfe bekam, war bei 11,2 %, 
davon waren 72 % Jungen. Generelle Pro-
bleme haben 43 % der gesamten Schüler. 
Die Zahl der Schüler mit einer Diagnose 
(Verhaltensauffälligkeiten, psychische Prob-
leme) ist steigend. Die Zahl der Neuanfän-
ger ist wesentlich gestiegen, in Århus z. B. 
mit 15 %. Kinder und Jugendliche, die eine 
Unterstützung brauchen, kosten jetzt 20 % 
des gesamten Schulbudgets. 

Warum? 
Kinder sind bei der Geburt zu klein – wie-
gen unter 2.500 Gramm; Schwermetalle und 
andere schädliche Stoffe in der Nahrung; 
Vetter und Kusinen heiraten; Viele Adop-
tivkinder haben schwierige Verhältnisse in 
Kinderheimen erlebt. Sind die Psychologen 
und Psychiater zu schnell mit ihren Diagno-
sen? Die Rolle der Eltern hat sich geändert. 
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Prüfungen 
Nach der 9. Klasse muss jeder Schüler sieben 
obligatorische Prüfungen ablegen, fünf sind 
fix und zwei werden per Los gefunden. Die 
Prüfungen nach der 10. Klasse sind freiwil-
lig. Dänisch – mündlich und schriftlich, Ma-
thematik, Englisch, Physik / Chemie. Natur-
fächer: Biologie und Erdkunde. Humanisti-
sche Fächer: Englisch (schriftlich), Religion, 
Geschichte, Gesellschaftskunde, Deutsch, 
Französisch. Dazu kommen Wahlfächer: 
Deutsch, Französisch, Handarbeit, Werken 
und Hauswirtschaft. Die Prüfungen nach 
der 10. Klasse sind freiwillig. Alle Aufgaben 
kommen vom Unterrichtministerium und 
sind also im ganzen Land gleich. Wenn ein 
Schüler Schwierigkeiten hat, kann sie/er be-
sondere Hilfsmittel bekommen. Wenn sie/er 
täglich einen Computer benutzt, dann kann 
dieser Computer auch zur Prüfung mitge-
bracht werden. Andere brauchen evtl. mehr 
Zeit, um die Aufgaben zu lösen, oder einen 
Lehrer, der ihnen die Aufgaben vorliest. Ei-
nige Schüler haben solche Schwierigkeiten, 
dass es keinen Sinn macht, wenn sie zu einer 
Prüfung gehen. Der Schulleiter kann im Mi-
nisterium um eine Befreiung bitten. 

Schulbibliotheken 
Die Schulbibliotheken sind pädagogische 
Service-Zentren mit Büchern, Internet-
diensten und IT-Programmen. Jede Schule 
muss eine Bibliothek einrichten. Die ausge-
bildeten Bibliothekare sind eine Ressource 
im Unterricht, sie machen in Lehrerteams 
mit und sind externe Sparringspartner. 

„Ungdomsskoler“ 
Es gibt 103 „ungdomsskoler“ in Dänemark. 
2006/2007 gab es 158.000 freiwillige Schü-
ler dort. Im Durchschnitt besuchten sie 1,5 
Kurse. Die Schüler sind zwischen 14 und 
18 Jahre alt. 83 % besuchten gewöhnliche 
Schulfächer. Der Kurs für den Mopedfüh-
rerschein war sehr beliebt. „Ungdomskoler-
ne“ kosten 1,3 Milliarden dänische Kronen 
(173 Millionen Euro). 

Internate 
28.500 Schüler sind in einem Internat. Es 
gibt 263 Internate. Der Staat und die El-

tern bezahlen für den Unterricht, Kost und 
Logis. Ein Lehrerehepaar muss etwa 40.000 
dänische Kronen pro Jahr (5.300 Euro) be-
zahlen. 

Ganz wichtig: die kinder 
gehen gern in die Schule!!!! 

PeTRa linDeRoos 
Finnland 

An dem Workshop nahmen 30 Personen 
teil, die zu Beginn der Veranstaltung ihr 
Interesse dahingehend äußerten, einen 
allgemeinen Überblick über finnische 
Bildung zu erhalten, da bei den Teilneh-
mern entweder keine oder nur punktuelle 
Kenntnisse vorhanden waren. Dement-
sprechend war dieser Workshop ein Input 
an Informationen, wobei die Teilnehmer 
zwischendrin immer wieder sehr aktiv 
durch ihre Fragestellungen auch ihr eige-
nes Wissensinteresse bekundet haben. In 
dem Vortrag ging es zusammenfassend 
um folgende Aspekte finnischer Bildung: 
Die guten Erfolge, die Finnland bei den 
letzten drei PISA-Studien nachgewiesen 
wurden, haben zu einem PISA-Touris-
mus geführt, der sich mit der Frage des 
Erfolgsgeheimnisses beschäftigt. Der fin-
nische PISA-Erfolg hängt zweifelsohne 
mit der finnischen Gemeinschaftsschule 
zusammen, dennoch war es in dem Work-
shop mein Anliegen, den Blick auch auf 
die dahinterstehende Vertrauenskultur, 
welche die frühkindlichen und schuli-
schen Lernprozesse umfassen, zu richten. 
Auch wenn Schule das Spiegelbild der 
Gesellschaft und damit ein wesentlicher 
Indikator dafür ist, wie eine Gesellschaft 
mit ihren Mitgliedern umgeht und wohin 
sich diese Gesellschaft entwickeln möchte, 
bekamen die Teilnehmer zunächst einen 
Einblick in die Bereiche, die vor der Ein-
schulung stattfinden, da das Lernen und 
die Lernprozesse bei Kindern nicht erst 
mit dem Tag der Einschulung beginnen. 
Finnland befindet sich seit der Einführung 

der Gemeinschaftsschule 1972 bis 1977 
in einem kontinuierlichen Entwicklungs-
prozess zu einer Schule für alle, die allen 
Schülern ungeachtet ihres Geschlechtes, 
sozialen Hintergrundes, Wohnortes oder 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit gleichwer-
tige Bildungsmöglichkeiten zu garantieren 
versucht und sich das Recht auf professi-
onellen Unterricht, Beratung, Wohlerge-
hen und sichere Lernumgebung zum Ziel 
gesetzt hat. Finnland baut dabei auf eine 
historisch gewachsene Tradition der Wert-
schätzung von Bildung und Ausbildung 
auf, die in der Gesellschaft tief verwurzelt 
ist. Die unterschiedlichen politischen Par-
teien stehen geschlossen hinter der in den 
60er Jahren begonnenen Bildungspolitik. 
In der Veranstaltung wurde folgenden Fra-
gen nachgegangen: 

n wie sich finnische Gesellschaft, Kultur, 
Gesprächskultur und Politik beschreiben 
lassen 

n welche Bedeutung der legendäre Satz 
„Auf den Anfang kommt es an“ hat 

n welche Bedeutung in dem Zusammen-
hang die Institution „NEUVOLA“ hat 

n welchen Stellenwert die Kinderbetreu-
ung in den Kindertagesstätten und die 
Vorschule im Zusammenhang mit der 
Schule haben und welche Rolle dabei 
„NEUVOLA“ und die Gesprächskultur 
hat 

n wie sich in Finnland eine Schule für alle 
historisch entwickeln konnte 

n wie eine Schule für alle sich heutzutage 
darstellt und funktioniert 

n warum Schüler und Lehrer miteinander 
und nicht gegeneinander arbeiten 

n welche Netzwerke und Fördersysteme es 
in der Schule gibt 

n wie Lernen nach der Gemeinschaftsschu-
le weiter verlaufen kann, 

n wie gymnasiale und berufsbildende 
Oberstufe verläuft

n welche Möglichkeiten Schüler haben, 
die doch durchs Netz fallen 

n wie es mit der Notengebung und dem 
Sitzenbleiben aussieht 

n Wertschätzung des Lehrerberufs und 
auch Fragen der Lehrerausbildung 
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Weiterführende Informationen: 
Forum Eltern und Schule (FESCH) ver-
weist auf seiner Webseite verschiedene 
Bücher und Artikel: www.weiterbildung-
fuerschulen. de/europasminare/inde.html 
Skiera, E. & Matthies, A.-L.: Das Bildungs-
wesen in Finnland, Geschichte, Struktur, 
Institutionen und pädagogisch-didaktische 
Konzeptionen, bildungs- und sozialpoliti-
sche Perspektiven, Klinkhardt, Julius, Mai 
2009 Sarjala, Jukka & Häkli, Esko: Jen-
seits von PISA – Finnlands Schulsystem 
und seine neuesten Entwicklungen, Berli-
ner Wissenschafts-Verlag 2008 Overesch, 
Anne: Wie die Schulpolitik ihre Probleme 
(nicht) löst: Deutschland und Finnland im 
Vergleich, Waxmann 2008 

ulla schmiDT Dahlin 
Das schwedische Schulsystem 

Wichtig im schwedischen Bildungssystem 
ist, dass alle Kinder und Jugendliche glei-
chen Zugang zur Ausbildung haben müssen, 
ungeachtet ihres sozialen oder sprachlichen 
Hintergrundes oder Wohnortes. Rücksicht 
soll auf Kinder mit besonderen Bedürfnis-
sen genommen werden. 

Die Gemeinde oder Kommune ist dafür ver-
antwortlich – verpflichtet – dass Kinder ab 
dem Alter von 12 Monaten einen Platz im 
Kindergarten oder der „Vorschule“, bekom-
men, wenn die Eltern das möchten (bzw. 
brauchen wegen Arbeit). Ab 4 Jahren ist der 
Platz bis 15 Stunden pro Woche gebühren-
frei und es ist keine Voraussetzung, dass die 
Eltern arbeiten. Die 15 Stunden werden an-
geboten, um die Entwicklung des Kindes zu 
unterstützen, nicht weil die Eltern Betreu-
ung brauchen. Die Gemeinden sind auch 
verpflichtet, für alle Kinder ab dem 6. Le-
bensjahr Vorschulklassen einzurichten. Die 
Vorschulklasse soll die Kinder auf die Schu-
le vorbereiten. Die Vorschulklassen können 
etwas unterschiedlich in den Gemeinden 
organisiert sein. Meistens sind sie an eine 
Grundschule angebunden und arbeiten auch 
oft zusammen mit Klasse 1. Dann kommt 
die neunjährige Grundschule und hier gibt 
es auch Sonderschulen und Trainingsschu-
len. Der Schultag fängt zwischen 8.00 und 
8.30 Uhr an, die jüngeren Kinder haben bis 
13.30 Uhr Unterricht. Danach bleiben vie-
le Kinder (Vorschulklasse – 6. Klasse) noch 
in der Nachmittagsbetreuung. Die älteren 
Kinder haben Unterricht bis 15 bzw. 15.30 
Uhr. Die Schüler bleiben oft die ganzen 9 
Jahre im gleichbleibenden Klassenverband. 
Im 6. oder 7. Schuljahr werden Fachlehrer 

eingeführt und oft wechselt man dann auch 
die Schule. Im 7. bis 9. Schuljahr gibt es 
Wahlmöglichkeiten für die Schüler: man 
kann z. B. zwischen verschiedenen Fremd-
sprachen wählen, Englisch ist aber für alle 
obligatorisch. Nach Klasse 9 fangen die 
Schüler im Gymnasium (was nicht mit dem 
deutschen Gymnasium verwechselt werden 
soll) an. Alle Schüler haben ein Recht auf 
gymnasiale Ausbildung. Über 95 % der 
Schüler besuchen das Gymnasium. Man 
muss aber mindestens „genügend“ in den 
Fächern Schwedisch, Englisch und Mathe-
matik haben. Wenn nicht, wird ein indivi-
duelles Programm aufgestellt (Klasse 9 wird 
sozusagen nachgeholt). Das schwedische 
Gymnasium besteht aus 17 Programmen. 
Diese können berufsvorbereitend oder uni-
versitätsvorbereitend sein. Acht Fächer sind 
Pflichtfächer. Dazu kommen sogenannte 
Charakterfächer. Ab 2011 bekommen wir 
eine Veränderung des Gymnasiums. Neu 
ist eine höhere Eintrittskompetenz für die 
sechs universitätsvorbereitenden Program-
me. Außerdem kommen 12 Berufspro-
gramme. Es spielt keine Rolle, ob man in 
der Großstadt oder im Wald wohnt, ob die 
Gemeinde reich ist oder nicht, ob die Schu-
le klein oder groß ist. Es muss den gleichen 
Zugang zu Schule und Ausbildung geben. 
Wenn das Gymnasium in einer Stadt kein 
Programm anbietet, bekommt man finan-
zielle Unterstützung, um irgendwo anders 
zu studieren. Gleichwertig heißt hier nicht, 
dass alles gleich sein muss oder gleich sein 
soll. Gleichwertig ist, dass diejenigen Schü-
ler mehr Hilfe bekommen, die es brauchen 
um ihre Ziele zu erreichen. Kinder mit ei-
ner anderen Muttersprache sollen unter-
stützt werden, z. B. durch Unterricht in 
der Muttersprache (z. B. Mathematik oder 
Geschichte auf Muttersprache) und extra 
Schwedischunterricht. 

Jedem Kind soll auch begegnet werden, wo 
sie/er steht – wenn ein Erstklässler schon 
sehr gut lesen kann, dann soll er entspre-
chende Bücher bekommen, um weite-
re Fortschritte machen zu können, oder 
wenn ein Kind im dritten Schuljahr immer 
noch nicht lesen kann, sollte die Schule es 

Petra Linderoos erklärt das finnische SchulsystemPetra Linderoos erklärt das finnische Schulsystem
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unterstützen und den Unterricht danach 
ausrichten. Die Ausbildung soll Kenntnis-
se und Fähigkeiten vermitteln, aber auch 
mit den Eltern eine harmonische Ent-
wicklung der Kinder für späteres Verant-
wortungsbewusstsein fördern. Auf Schüler 
mit besonderen Bedürfnissen soll immer 
Rücksicht genommen werden. Die vier „F“ 
(auf Schwedisch) – Fertigkeit, Verständnis, 
Fakten, Vertrautheit – sind Grundsteine 
im Unterricht. Der Unterricht der Schulen 
soll auch in Übereinstimmung mit grund-
legenden demokratischen Werten gestaltet 
werden. Eine Grundschule darf selbst über 
die Planung des Unterrichtes bestimmen – 
Klassengröße, wie viele Lehrer usw. Was im 
Lehrplan oder im Kursplan steht, ist ver-
bindlich. Als Rektorin habe ich die Verant-
wortung, muss aber mit meinen Lehrern 
diskutieren und sie informieren – jeder hat 
das Recht, seine Stimme einzubringen. Das 
gilt auch für Schüler und Eltern. Ich als 
Rektorin bin für alles verantwortlich. Ich 
rekrutiere und stelle alle Lehrer an, setze 
Gehälter fest (keine Tarifgehälter). Zwei-
mal im Jahr habe ich mit meinen Lehrern 
Einzelgespräche. Da diskutieren wir Unter-
richt, Ziele, Entwicklung der Lehrer und 
Kinder. Ich mache Unterrichtsbesuche in 
den Klassenzimmern, um die Entwicklung 
von Lehrern und Kindern zu verfolgen 
und auch um die neuen Gehälter festlegen 
zu können. 

josef WaTschingeR
Schule in Südtirol

Gemeinsam lernen – individuell fördern
Im Workshop wurde zunächst in Form ei-
nes Referats die Schule in Südtirol skizziert 
(siehe nachfolgende Zusammenfassung). 
Anschließend wurde über verschiedene 
Themen diskutiert: Gelingensbedingun-
gen für erfolgreiche Schulentwicklung – 
Integration/Inklusion – „Ermöglichungs-
strukturen“ versus „zentrale Vorgaben“ 
– gemeinsam Lernen in einer Schule für 
alle.

Schulstruktur
Die Südtiroler Schule ist Teil des italieni-
schen Schulsystems, weist aber aufgrund 
der teilweise autonomen Zuständigkeiten 
der Autonomen Provinz Bozen-Südtirol ei-
nige Besonderheiten auf. 

Die Grundstruktur der Südtiroler Schule 
entspricht dem italienischen Schulsystem:
Grundschule: Klassen 1 bis 5
Mittelschule: Klassen 6 bis 8
Grund- und Mittelschule bilden zusammen 
die Unterstufe. Diese Unterstufe ist eine ge-
meinsame Schule für alle – auch Schüler/
innen mit Behinderungen besuchen diese 
gemeinsame Schule. Nach der achten Klas-
se können sich die Schüler/innen in eine 
weiterführende Schule (Oberschule, Berufs-
schule) einschreiben – alle haben dabei die-
selben Zugangsberechtigungen.

Autonomie der Schulen
Mit Gesetz Nr. 59 vom 15. März 1999 wur-
de im Rahmen einer großen Verwaltungsre-
form in Italien die Autonomie der Schulen 
eingeführt. Im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
hat die Autonome Provinz Bozen Südtirol 
die Grundzüge des Reformgesetzes über-
nommen und mit Landesgesetz (Mai 2000) 
geregelt.

Das vertikal strukturierte Bildungswesen 
wurde damit in ein horizontales System 
umgewandelt. Jede Schule kann im Rah-
men der allgemeinen Zielsetzungen, die auf 
Staats- und Landesebene vorgegeben wer-
den, ihre eigene Identität entwickeln und 
selbstständig an der Gestaltung und Umset-
zung des Bildungsangebotes und des gesam-
ten Bildungswesens mitwirken. 
Die Schulen wurden eigenständige Insti-
tutionen mit Rechtspersönlichkeit. Sie er-
hielten Autonomie in den Bereichen der 
Didaktik, Organisation, Forschung, Schul-
entwicklung, Schulversuche, Verwaltung 
und Finanzen – allerdings keine Personal-
autonomie. 

Das 2009 verabschiedete Bildungsgesetz 
ist eine logische Fortsetzung des mit dem 
Gesetz zur Schulautonomie begonnenen 

„Umbaus der Schule“. Das Bildungsgesetz 
fordert die Individualisierung und Persona-
lisierung des Lernens. Es definiert Orien-
tierungsrahmen und bildet die Grundlage 
für weitere Durchführungsbestimmungen. 
So sind vor kurzem die Rahmenrichtlinien 
erschienen, welche jene Kompetenzen auf-
listen, die im Laufe der 8 Jahre Unterstufe 
in den überfachlichen und fachlichen Berei-
chen aufgebaut werden sollen. Diese Rah-
menrichtlinien bilden die Grundlage für 
das Curriculum der Schule, das jede Schule 
selbst schreibt.

Arbeiten und Lernen in Verbünden
In Südtirol arbeiten Grund- und Mittel-
schulen in „Verbünden“ zusammen. Diese 
„Verbünde“, Schulsprengel genannt, sind 
gesetzlich vorgegebene, gut überschaubare 
Organisations- und Entwicklungseinhei-
ten. Ausgestattet mit einer weit reichenden 
Autonomie können diese Schulsprengel in 
Eigenregie auf die „neuen Herausforderun-
gen“ reagieren und gestalterisch tätig wer-
den. 
Die Schulsprengel haben aufgrund des 
Schulautonomiegesetzes die Möglichkeit, 
sich wiederum mit anderen Sprengeln zu 
„Sprengelverbünden“ zusammenzuschlie-
ßen bzw. mit anderen Institutionen zu-
sammenzuarbeiten, um die institutionel-
len Aufgaben bewältigen zu können und 
um gemeinsam Schulentwicklung zu be-
treiben.

Die Architektur des Bildungsgefüges ist ins-
gesamt eine logische. Sie setzt sich zusam-
men aus einem Netzwerk von autonomen 
Einheiten, die im Zusammenspiel die Ver-
antwortung für die Weiterentwicklung von 
Schule übernehmen – immer ausgerichtet 
auf die Entfaltung der individuellen Poten-
ziale zum Wohle der Gemeinschaft.

Informationen zur Schule in Südtirol:
www.schule.suedtirol.it
www.blikk.it    ®
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chRisTine PluhaR

Inklusive Bildung – ein Leitbegriff 

HEMA

In diesem Beitrag geht es mir darum, den 
Leitbegriff „inklusive Bildung“ in den grö-
ßeren Zusammenhang der Bildungsdiskus-
sion in der Weltgemeinschaft zu stellen. 
Der Leitbegriff und die damit verbundenen 
Konzepte wurden in den Mitgliedsstaaten 
der UNESCO seit Jahren diskutiert und 
immer weiter präzisiert. Die meisten Staa-
ten – außer bisher Deutschland – haben 
Umsetzungsstrategien und Aktionspläne 
entwickelt. Inhaltlich geht es um hochwer-
tige Bildung für alle in einem inklusiven 
Bildungssystem. Ein inklusives Bildungs-
system grenzt keine Kinder aus wegen Ge-
schlecht, sozialer Herkunft, Behinderung, 
Migration, Armut o. ä. und stellt sich auf 
die Bedürfnisse jeder einzelnen Schülerin 
und jedes einzelnen Schülers ein. Ich werde 
hier vorwiegend den Bereich Behinderung 
beleuchten, gemeint sind aber immer alle 
Kinder und Jugendlichen, die in Gefahr 
sind, marginalisiert zu werden.

Die Salamanca-Erklärung über  
Prinzipien, Politik und Praxis der  
Pädagogik für besondere Bedürfnisse 
(Salamanca, Spanien 1994) 
Insgesamt 92 Regierungen und 25 inter-
nationale Organisationen erzielten nach 
intensiver Diskussion in der UNESCO 
Konferenz im Herbst 1994 einen weltwei-
ten Konsens über die zukünftige Richtung 
der Pädagogik für spezielle Bedürfnisse. 
Die Salamanca-Erklärung ist die erste ihrer 
Art, die „inklusive Bildung für alle“ unter 
besonderer Berücksichtigung der Kinder 
mit Behinderungen thematisiert. Der ge-
meinsame Unterricht in der Grundschule 
und den weiterführenden Schulen ohne 
Einschränkungen auf bestimmte Behin-
derungsarten, Alter oder Schulart und die 
Weiterentwicklung der Sonderschulen zu 
Unterstützungssystemen des gemeinsamen 

Unterrichts wurden gefordert. Interessant 
daran aus deutscher Sicht war auch die 
Übersetzung. Da der englische Begriff „in-
clusion“ im Deutschen nicht bekannt war, 
wurde er mit „Integration“ übersetzt. Da-
durch ist das Konzept der inklusiven Bil-
dung ebenfalls nicht transportiert worden. 
In Deutschland und seinem auf äußere 
Differenzierung ausgerichteten Schulwesen 
wäre dieses vermutlich auch nicht mehr-
heitsfähig gewesen. Es blieb das Konzept 
Integration, darunter wird verstanden, dass 
das Kind fit für die Schule gemacht wird, 
deshalb gäbe es auch so etwas wie „inte-
grationsfähig“ oder, wenn das Kind trotz 
Hilfe nicht erfolgreich ist, „nicht integrati-
onsfähig“. Das Konzept inklusive Bildung 
setzt dagegen darauf, dass sich die Schule 
auf alle Kinder einstellt, genau so, wie es 
in der Grundsatzerklärung der GGG vom 
15.09.2008 beschrieben ist.

UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen  
(In Deutschland ratifiziert im Dezember 
2008) Artikel 24: Bildung
Die UN-Konvention ist gültiges Recht in 
allen Staaten, die sie ratifiziert haben. Sie 
bindet alle Verwaltungsebenen und er-
kennt eine diskriminierungsfreie Bildung 
in einem inklusiven Bildungssystem als 
Menschenrecht an. Die UN-Konvention 
beinhaltet auch eine Berichtspflicht an den 
Generalsekretär der UN alle zwei Jahre. Ein 
Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen muss in allen Staaten 
gebildet werden, an den sich z. B. Eltern 
von behinderten Kindern werden können, 
wenn ihr Kind z. B. gegen ihren Willen 
in eine Sonderschule gehen muss. Bei der 
Übersetzung der Konvention war es wie-
derum interessant, dass der Begriff „inclu-
sion“ 2008 noch immer mit „Integration“ 

ins Deutsche übersetzt wurde. Daraufhin 
haben die Bundesverbände der Behinderten 
bei der Kultusministerkonferenz protestiert 
und die Bundesbehindertenbeauftragte so-
wie die Behindertenbeauftragten aller im 
Bundestag vertretenen Parteien haben alle 
Bildungsminister angeschrieben. Die Über-
setzung wurde zwar nicht geändert aber 
die Arbeitsgruppe der in den Bildungsmi-
nisterien für Sonderpädagogische Förde-
rung Verantwortlichen wurde neu aufgelegt 
und wir haben nunmehr den Auftrag, die 
KMK „Empfehlungen über die sonderpä-
dagogische Förderung in den Schulen der 
Länder der Bundesrepublik Deutschland“ 
von 1994 im Lichte der UN Konvention zu 
aktualisieren.

Weltbildungskonferenz der UNESCO 
November 2008 in Genf: 
„Inclusion – the Way of the Future“
Ministerinnen und Minister und andere 
Delegationsleiter aus 153 Mitgliedstaa-
ten, gemeinsam mit Vertretern von 20 
zwischenstaatlichen Organisationen, 25 
nichtstaatlichen Organisationen, Stiftun-
gen und anderen Einrichtungen der Zi-
vilgesellschaft haben über das Thema In-
klusive Bildung als Leitbegriff diskutiert. 
Ausgangspunkt war Art. 26 der Erklärung 
der Menschenrechte: „Jeder hat ein Recht 
auf Bildung“. Qualitativ hochwertiges ge-
meinsames Lernen im Sinne von inklusiver 
Bildung sei von grundlegender Bedeutung 
für die menschliche, gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Entwicklung. Die deutsche 
Delegationsleiterin war Ministerin Ute 
Erdsiek-Rave aus Schleswig-Holstein. Als 
Mitglied der Delegation habe ich dort fol-
gendes erlebt: 

Bei der Präsentation seiner Untersuchungs-
ergebnisse hatte Andreas Schleicher, OECD, 
zunächst in einer Grafik die Staaten darge-
stellt, die als inklusiv bezeichnet werden 
können. Danach zeigte er die Staaten, die 
als eher nicht inklusiv identifiziert wurden 
„und da ist unser prominentestes Beispiel 
Deutschland, das ein selektives Bildungssys-
tem hat und nur 15 % aller Schüler mit son-
derpädagogischem Förderbedarf integriert. 
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In Europa ist es genau anders herum, nur 
durchschnittlich 15 % besuchen Sonder-
schulen!“ In dem Moment drehten sich die 
Bildungsminister der Staaten um und blick-
ten ungläubig zu Frau Erdsiek-Rave, die mir 
später sagte, das müsse aufhören! (Auszüge 
aus dem Abschlusskommuniqué der Welt-
bildungskonferenz siehe Kasten!) Deutsch-
land insgesamt hat im Durchschnitt also 
einigen Nachholbedarf. Schleswig-Holstein 
hingegen hat eine gute Ausgangslage für die 
schrittweise Umsetzung der UN Konventi-
on und die Empfehlungen der Bildungsmi-
nister der Staaten der Welt.
Und der Prozess in Richtung Inklusion 

geht weiter. Die Zielrichtung ist, alle Schu-
len gehen mit Vielfalt um, stellen sich auf 
Heterogenität ein, empfinden sie nicht als 
Bedrohung, sondern als Bereicherung, als 
Voraussetzung und Abbild unserer demo-
kratischen Gesellschaft. Sie begrüßen die 
Unterstützungssysteme, die ihnen helfen, 
ihre Aufgaben zu meistern, denn sie sind 

verantwortlich für ihre Kinder. Inklusive 
Bildung ist eine Zielperspektive, kein Zu-
stand, den man erreicht hat und abhakt. 
Die Einlösung des Menschenrechts auf 
qualitativ hochwertige Bildung für wirk-
lich alle wird viele weitere Jahre erfordern, 
und viele Barrieren sind aus dem Weg zu 
räumen:

– Immer mehr Schulen müssen baulich, in 
der Ausstattung und in den Köpfen der 
Beteiligten barrierefrei werden

– Die aktive Partizipation von Schülern, 
Eltern und ihrer Verbände ist von grund-
legender Bedeutung 

– Das Schulgesetz müsste geändert wer-
den und die sächlichen, personellen 
und organisatorischen Bedingungen als 
Einschränkung für den gemeinsamen 
Unterricht müssten entfallen

– Die vorschulische Sprachförderung und 
die Prävention in der Eingangsphase 
sind weiter auszubauen, 

– Die Prävention bei emotionalen und so-
zialen Problemen und insbesondere die 
Zusammenarbeit von Jugendhilfe und 
Schule sind zu optimieren

– Die Förderzentren sollen sich zu Un-
terstützungssystemen der allgemein 
bildenden und berufsbildenden Schulen 
weiterentwickeln und immer weniger 
eigene Schüler unterrichten bis hin zu 
Förderzentren ohne Schüler

– Die Lehrerbildung aller Lehrämter und 
der sonderpädagogischen Förderung 
muss inklusive Bildung beinhalten

– Stoplersteine wie die Schulleiterbesol-
dung der Förderzentren müssen aus dem 
Weg geräumt werden

– und die notwendigen personellen Rah-
menbedingungen müssen langfristig 
gesichert werden, damit die Schulen Pla-
nungssicherheit haben.

Zur Umsetzung der UN-Konvention, Arti-
kel 24, hat Bildungsministerin Ute Erdsiek-
Rave 2009 als Jahr der inklusiven Bildung 
ausgerufen. Unter der Schirmherrschaft der 
Deutschen UNESCO gibt es zahlreiche 
Veranstaltungen, Tagungen, Lehrerfortbil-
dungen, einen internationalen Kongress 
aber auch einen integrativen Song Contest, 
die Vorstellung der Schulversion des Kino-
films „Uwe geht zu Fuß“ von Florian von 
Westerholdt oder das Schülerprojekt „Ist 
unsere Schule barrierefrei?“. Am Ende des 
Jahres soll ein Aktionsplan für die nächs-
ten 10 Jahre entstehen, so wie es in vielen 
Ländern Europas bereits erfolgt ist. Ein 
Ziel ist bereits im Februar 2009 von der 
Bildungsministerin formuliert und vom 
gegenwärtigen Minister Dr. Biel kürzlich 
bekräftigt worden: In 10 Jahren soll der 
europäische Durchschnitt erreicht werden, 
nämlich 85 % der Schülerinnen und Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
in allgemein bildenden (inklusiven) Schu-
len. In Europa gibt es zwar kein Land ohne 
Sonderschulen – es kommt jedoch auf die 
Schülerrelationen an! Das gesetzte Ziel ist 
ehrgeizig, aber seine Erreichung notwendig, 
wenn die UN-Konvention im Sinne aller 
Schülerinnen und Schüler ernst genommen 
werden soll.

Auf dem Weg zu inklusiver Bildung und der Umsetzung  
der UN Konvention Art. 24 in Schleswig-Holstein

1980er Jahre Erste integrative Klassen; erste Sonderschulen entwickeln 
sich zu Förderzentren

1990 neues Schulgesetz: Gemeinsamer Unterricht geht vor! 
(zweites Land in Deutschland nach dem Saarland)

1994 KMK-Empfehlungen zur Sonderpädagogischen Förderung: 
Integration ermöglichen! (aber im gleichen Jahr: Sala-
manca-Erklärung der UNESCO mit dem Konzept Inklusive 
Bildung!) danach:

 Weiterentwicklung der Integration, Förderzentren verla-
gern immer mehr Lehrerstunden in Prävention und Inte-
gration im vorschulischen Bereich und in den allgemein 
bildenden Schulen. Erste „Förderzentren ohne Schüler“

2007 Neues Schulgesetz: Statt Zurückstellen – jahrgangsüber-
greifende Eingangsphase der Grundschule, deutliche 
Reduzierung des Sitzenbleibens, Regional- und Gemein-
schaftsschulen mit schulartübergreifender Orientierungs-
stufe, Ziel: Längeres gemeinsames lernen! Förderzentren 
als Unterstützungssysteme! 

2009 Rund 5,5 % aller Schüler haben festgestellten sonderpäda-
gogischen Förderbedarf, rund 50% aller Schüler mit spFB 
werden in allgemeinen Schulen unterrichtet. Sonderschul-
lehrkräfte der Förderzentren auf rund 900 Stellen unterstüt-
zen die allgemeinen Schulen präventiv oder integrativ.
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Auszüge aus dem Abschlusskommuniqué der Weltbildungskonferenz vom November 2008 in Genf in deutscher Arbeitsübersetzung

Die Bildungsministerinnen und -minister empfehlen den Staaten,
1. anzuerkennen, dass inklusive Bildung ein ständiger Prozess 

ist, der hochwertige Bildung für alle gewährleisten soll, 
wobei die Vielfalt und die verschiedenen Bedürfnisse und 
Fähigkeiten, spezifischen Merkmale und Erwartungen der 
Lernenden und der jeweiligen Gemeinschaften berücksichtigt 
werden und somit jegliche Form der Diskriminierung ausge-
schlossen ist. 

2. das Problem der sozialen Ungleichheit und der Armut vor-
rangig zu behandeln, da diese ein wesentliches Hindernis für 
die Umsetzung von Maßnahmen und Strategien einer in-
klusiven Bildung darstellen, und dieses Problem im Rahmen 
eines ressortübergreifenden Ansatzes anzupacken. 

3. eine Schulkultur und ein Schulumfeld zu fördern, welche 
kinderfreundlich und lernfördernd sind und alle Kinder 
einbindet, Gesundheit fördert, Schutz bietet und Gleichstel-
lungsaspekte berücksichtigt und eine aktive Rolle sowie die 
Einbindung der Lernenden selbst sowie ihrer Familien und 
Gemeinschaften zu fördern. 

4. Informationen über alle Kategorien von ausgegrenzten Men-
schen zu sammeln und zu nutzen, um bessere bildungspoli-
tische und -reformerische Maßnahmen für ihre Inklusion zu 
entwickeln, und nationale Kontroll- und Evaluierungsmecha-
nismen zu erarbeiten. 

5. die Ratifizierung aller internationalen Übereinkommen zum 
Thema Inklusion, insbesondere des im Dezember 2006 ge-
schlossenen Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen, als angemessen zu betrachten. 

6. die Bildung zum Wohl der Allgemeinheit zu gestalten und 
die Fähigkeit des Staates zu stärken, für die Entwicklung 
einer chancengerechten Bildung hoher Qualität in enger Ab-
stimmung mit Zivilgesellschaft und dem privaten Sektor die 
Richtung vorzugeben, sie voranzubringen und daran anzu-
knüpfen. 

7. Maßnahmen zu entwickeln, die verschiedene Gruppen von 
Lernenden in ihren Bildungsbemühungen unterstützen und 
so ihre Bildung in Regelschulen ermöglichen 

8. sprachliche und kulturelle Vielfalt im Unterricht als wertvolle 
Ressource zu begreifen und die Verwendung der Mutterspra-
che in den ersten Schuljahren zu fördern. 

9. die Bildungsverantwortlichen zu ermutigen, effektive Rah-
menlehrpläne ab dem Kindesalter zu entwickeln und dabei 
flexibel vorzugehen und lokale Bedürfnisse und Gegeben-
heiten zu berücksichtigen, und auch auf eine Diversifizierung 
der pädagogischen Praxis hinzuarbeiten

10. sicherzustellen, dass alle Akteure an Entscheidungsprozessen 
beteiligt sind und dabei gehört werden, da die übergreifende 
Aufgabe der Förderung von gemeinsamem Lernen im Sinne 
einer inklusiven Bildung voraussetzt, dass alle gesellschaft-

lichen Akteure aktiv eingebunden sind, wobei die Regierung 
gemäß den jeweils anzuwendenden nationalen Gesetzen eine 
federführende und regulierende Rolle spielt. 

11. die Verbindung zwischen Schule und Gesellschaft zu fördern, 
damit Familien und Gemeinschaften sich am Bildungsprozess 
beteiligen und sich mit eigenen Beiträgen einbringen. 

12. Programme für die frühkindliche Bildung und Betreuung zu 
entwickeln, die das gemeinsame Lernen sowie frühzeitiges 
Erkennen und Eingreifen mit Blick auf die gesamte kindliche 
Entwicklung fördern. 

13. den Einsatz von IKT zu stärken, um einen besseren Zugang zu 
Bildungsangeboten, insbesondere in ländlichen, abgelegenen 
und benachteiligten Regionen, sicherzustellen. 

15. die Alphabetisierungsbemühungen im Sinne der Förderung 
der Inklusion zu verstärken in Anbetracht der Tatsache, dass 
des Lesens und Schreibens kundige Eltern bei der Bildung ih-
rer Kinder eine wichtige Rolle spielen. 

16. die Rolle der Lehrer durch Verbesserung ihres Status und ihrer 
Arbeitsbedingungen zu stärken, Mechanismen für die Gewin-
nung geeigneter Kandidaten zu entwickeln und qualifizierte 
Lehrer, die auf unterschiedliche Lernanforderungen zu reagie-
ren imstande sind, zu halten. 

17. Lehrer in der Ausbildung mit entsprechenden Kompetenzen 
und Materialien auszustatten, damit sie in der Lage sind, ver-
schiedene Schülerpopulationen zu unterrichten, und den un-
terschiedlichen Lernbedürfnissen der verschiedenen Kategorien 
von Lernenden zu entsprechen, wobei Methoden wie beruf-
liche Weiterbildung im Schuldienst, berufsvorbereitende Maß-
nahmen im Hinblick auf inklusive Bildung und Unterricht, 
der sich an der Entwicklung und den Stärken der einzelnen 
Lernenden orientiert, zum Einsatz kommen. 

18. die strategische Rolle der Hochschulen in der Vorbereitung 
und Ausbildung der Lehrer für eine nicht ausgrenzende Bil-
dungspraxis im Sinne von inklusiver Bildung zu stärken, in-
dem u. a. geeignete Ressourcen bereitgestellt werden. 

19. innovative Forschung zu Lehr- und Lernprozessen im Hinblick 
auf inklusive Bildung zu fördern. 

24. die Schlussfolgerungen und Empfehlungen, die zum Abschluss 
der achtundvierzigsten Tagung der ICE einstimmig angenommen 
wurden, an die Akteure und Partner in der internationalen Bildung 
zu verteilen, um so Impulse für erneute, entschlossen auf inklusive 
Bildung ausgerichtete bildungspolitische Maßnahmen zu setzen 
und diese beratend zu unterstützen und weiterzuentwickeln. 

Kontakt: 
Christine Pluhar, Referatsleiterin für Förderzentren u. a. im Minis-
terium für Bildung und Frauen des Landes Schleswig-Holstein und 
Vertreterin der Bundesländer in der European Agency for Develop-
ment in Special Needs Education in Odense und Brüssel.) ®
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Beschreibung der Schule

Stand: Okt. 2009

Adresse: Schulsprengel Welsberg (Mittel-
schule Welsberg), Schlossweg 14, I-39035 
Welsberg-Taisten, Tel. +39 474 944086, 
Fax: +39 474 946661, e-Post: Ssp.Wels-
berg@schule.suedtirol.it 

Homepage: 
www.schule.suedtirol.it/ms-welsberg/

Ansprechpartner: Dr. Josef Watschinger 
(Schulleiter)

Art: Staatliche Schule, Schulsprengel. Der 
Schulsprengel umfasst alle Schulstellen 
(Schulstandorte) der Gemeinden Wels-
berg-Taisten und Gsies (zusammen ca. 
4600 Einwohner).

Lage: Zum Schulsprengel Welsberg gehö-
ren die Grundschulen in Welsberg, Tais-
ten, Pichl, St. Martin und St. Magdalena 
sowie die Mittelschule Welsberg. Das Gsi-
esertal ist etwa 27 km lang und trifft von 
Nord-Osten bei Welsberg auf das Puster-
tal. Die Mittelschule Welsberg ist das orga-
nisatorische Zentrum des Schulsprengels. 
Die Schule liegt am nach Süden ausgerich-
teten Hang etwas oberhalb des Ortes und 
umfasst mehrere miteinander verbundene 
Gebäude.

Geschichte: Der Sprengel entstand 2001 
aus den bereits zusammengefassten Grund-
schulen und der Mittelschule Welsberg. Er 
ist organisatorisch eine Schule mit gemein-
samen Kollegium und gemeinsamer Schul-
leitung.

Schüler: Schüler/innen im Sprengel ca. 
535 in 35 Klassen; Grundschulen (Jg. 1 bis 
5) Welsberg ca. 100 in 7 Kl., Taisten ca. 
100 in 7 Kl., Pichl ca. 60 in 5 Kl., St. Mar-
tin ca. 40 in 3 Kl., St. Magdalena ca. 40 in 
3. Kl.; Mittelschule Welsberg ca. 195 in 10 
Klassen. Der Einzugsbereich ist das gesam-
te Gsiesertal einschließlich Welsberg. Die 
soziale Zusammensetzung spiegelt die Be-
völkerungsstruktur des Einzugsbereiches 
wider.

Personal: Lehrer/innen ca. 75 (ca. 20 in 
Teilzeit), Sozialpädagoge 1, Mitarbeiter/
innen für Integration 3, Verwaltung 5; 
Hausmeister und Raumpflege 11 in Teil-
zeit. Außerdem stehen der Schule zu Ver-
fügung jährlich 40.000 EUR für die Ab-
geltung von Überstunden, 8.000 EUR für 
Schulentwicklungs-Koordinatoren sowie 
20.000 EUR für Reisekosten- und Spesen-
vergütungen bei Fortbildungen und Bil-
dungsreisen der Lehrer/innen. 

Gebäude: Im Schulstandort Welsberg 
wurde das Haupthaus mit Sporthalle ca. 
1984 in Betrieb genommen; dort ist die 
Mittelschule untergebracht. Im Herbst 
2009 wurde ein angegliederter Neubau für 
die Welsberger Grundschule fertig gestellt. 
An den anderen Schulstandorten stehen 
Gebäude unterschiedlichen Alters in aus-
reichender Größe zur Verfügung.

Sachmittel: Der Schule stehen 200.000 
EUR jährlich für Lehr- und Lernmateri-
alien einschl. Bibliothek, für Verwaltung, 
für Eltern und Lehrer-Fortbildung und 
externe Experten zur Verfügung. Die Fi-
nanzmittel werden von der Schule selbst 
verwaltet.

josef WaTschingeR unD loThaR sacK

Organisationsskizze Schulsprengel 
Welsberg im Schulverbund Pustertal

Leitideen

Das Leitbild des Sprengels:
n Wir sind eine staatliche Pflichtschule, 

deren grundlegende Ziele in den Rah-
menrichtlinien festgehalten sind.

n Im Mittelpunkt unserer Arbeit stehen 
die Schüler, ihr Lernen und ihre Be-
dürfnisse.

n Ein guter Unterricht ist uns ein zen-
trales Anliegen.

n Unsere Schule ist ein Ort, an dem Kul-
turtechniken und Wissen vermittelt 
wird. Gleichzeitig wird auf die Persön-
lichkeitsentfaltung und die soziale Ent-
wicklung Wert gelegt.

n Zwischen Schulleitung, Lehrern, Schü-
lern, Eltern, Verwaltungspersonal und 
gesellschaftlichem Umfeld besteht Koo-
perationsgemeinschaft.

n Unsere Schule knüpft an die Erfah-
rungs- und Lebenswelt der Schüler 
an, fördert individuelle Begabungen, 
Fähigkeiten, Neigungen, regt zu selbst-
ständigem Lernen, kreativem Arbeiten 
und Denken an, gibt Schülern Verant-
wortung, befähigt zum Umgang mit 
Informationen, übt Kulturtechniken, 
demokratisches Verhalten ein, und legt 
Wert auf soziale Kompetenz, Höflich-
keit und korrektes Benehmen.

n Unsere Ziele erreichen wir durch Me-
thodenvielfalt, Individualisierung und 
Differenzierung, handlungsorientierten 
Unterricht und durch aktuelle und le-
bensbezogene Inhalte.

n Wir verlangen von den Schülern Mit-
arbeit und Leistungsbereitschaft, das 
Einhalten von Regeln, Weisungen und 
gemeinsamen Vereinbarungen, Ord-
nung und Sauberkeit.

(Auszug aus dem Sprengelprogramm 09/10)

Bausteine

Schulautonomie: Durch das Schulauto-
nomiegesetz von 2000 werden die Schulen 
eigenständige Institutionen mit Rechtsper-
sönlichkeit. Sie erhalten Autonomie in den 
Bereichen der Didaktik, Organisation, For-
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schung, Schulentwicklung, Schulversuche, 
Verwaltung und Finanzen, jedoch keine 
Personalautonomie. Eine Aufsicht besteht 
nur noch durch Rechnungsrevisoren, eine 
Fachaufsicht ist abgeschafft. Das Gesetz 
regelt auch die Zusammenfassung kleiner 
Schulen zu Schulsprengeln (mit ca. 500 bis 
900 Schülern) und sieht ausdrücklich vor, 
Schulverbünde zu bilden zum Zweck der 
gemeinschaftlichen Gestaltung von Aufga-
ben.

Bildungsgesetz: 2009 trat in Südtirol das 
Bildungsgesetz in Kraft; dessen inhaltlicher 
Schwerpunkt ist die Individualisierung und 
Personalisierung des Lernens mit Selbst-
steuerung und -verantwortung. Wesent-
liche Komponenten sind: Curriculum der 
Schule, Lernberatung, Dokumentation 
und Reflexion der Lernentwicklung, Wahl-
pflichtbereich, Wahlbereich. Einen deutli-
chen Akzent hat die Arbeit – insbesondere 
die Erstellung der schulinternen Curricula – 
erfahren durch das Inkrafttreten fachlicher 
Rahmenrichtlinien Anfang 2009. 

Schulverbund: Der Schulverbund Pus-
tertal entstand aus der Zusammenarbeit 
von vier Schulsprengeln bei der Erstel-
lung ihrer Schulprogramme, wozu sie das 
Autonomie-Gesetz verpflichtet. Heute 
umfasst der Verbund weit über 100 Ko-
operationspartner aus dem Pustertal (ca. 
73.000 Einwohner), darunter alle Kin-
dergärten, alle Grund- und Mittelschulen 
(in 12 stufenübergreifenden und einem 
Grundschul-Sprengel), zwei Oberschulen, 
eine Berufsschule, eine Fachschule und 
eine Privatschule. Der Schulsprengel Wels-
berg ist Mitglied im Schulverbund Puster-
tal. Aufgaben und Arbeitsweise des Schul-
verbundes sind in seiner Satzung nieder-
gelegt. Die Mitgliedsschulen stellen dem 
Schulverbund personelle (Mitarbeiter und 
Koordinatoren von Arbeitsgruppen) und 
finanzielle Ressourcen zur Verfügung. Die 
Hauptaufgaben des Schulverbunds sind 
Angebotserstellung und Organisation der 
Lehrerfortbildung, die Unterstützung der 
Schulen bei der Umsetzung innovativer 
Unterrichtskonzepte, der Erstellung von 

Schulprogrammen und schulischen Cur-
ricula. Für die inhaltliche Arbeit wurden 
Arbeitsgruppen für die Schulfächer und 
u. a. zu folgenden Schulentwicklungsbe-
reichen eingerichtet: Frühförderung/Ent-
wicklungsbegleitung, Individualisierung 
des Lernens, Schularchitektur und „ande-
res Lernen“, Projekt „Landart“, Selbsteva-
luation. Die Arbeitsgruppen werden in der 
Regel von eine/m/r Schulleiter/in geleitet. 
Die Mitarbeiter sind Lehrer/innen der Mit-
gliedsschulen. Von den Arbeitsergebnissen 
und Serviceleistungen machen die Schulen 
nach eigener Entscheidung Gebrauch.

Schulsprengelprogramm: Im Schulspren-
gel-Programm für jedes Schuljahr werden 
u. a. niedergelegt: längerfristig gültige Prin-
zipien und Planungen (Leitbild, Grundsätze 
der Schulstellenprogramme, Individualisie-
rung des Lernens, Bewertungsprinzipien), 
aktuelle Entwicklungsschwerpunkte („Sich 
selbst Aufgaben stellen“/Individualisie-
rung des Lernens, Von der Integration zur 
Inklusion, Projekt „Sozialpädagogik“, Wir 
planen unsere Schule – St. Martin), Un-
terstützungssysteme (Integrationsberatung-
Frühförderung / Entwicklungsbegleitung, 
exzellenter Anfangsunterricht, 2. Sprache, 
Bibliotheken, Personalentwicklung), Fort-
bildungsplanung, Terminpläne, die Ver-
wendung der personellen und finanziellen 
Ressourcen.

Alle Jahrgänge: Im Schulsprengel befin-
den sich alle Jahrgänge vom Jahrgang 1 der 
Grundschule bis zum Jahrgang 8 der Mit-
telschule mit gemeinsamem Pädagogenkol-
legium und gemeinsamer Schulleitung. 

Inklusion/Integration: Es ist in Italien üb-
lich, dass Kinder mit Behinderungen und 
besonderen Bedürfnissen in der „Schule für 
alle“ integriert lernen. In diesem Sinne ist 
fast jede Klasse „Integrationsklasse“.

Kleinere, möglichst selbstständige Ein-
heiten, Teamstruktur: Die Schulstellen 
bilden eine „natürliche“ Untergliederung 
des Schulsprengels in kleinere überschauba-
re Einheiten. Die Schulstellen haben mehr 
Eigenständigkeit als normalerweise Filia-
len einer Schule in Deutschland; so bildet 
z. B. das Sprengel-Programm einen päda-
gogischen und organisatorischen Rahmen, 
innerhalb dessen sich jede Schulstelle ein 
Schulstellen-Programm gibt. Z.B. ist die 
Elternarbeit überwiegend Sache der Schul-
stelle. Die Lehrer sind es gewohnt, in Teams 
Absprachen zu treffen und zusammen zu 
arbeiten; häufig sind mehrere Pädagog/en/
innen gleichzeitig in einer Lerngruppe.

An-/Abschlüsse: Am Ende des Jahrgangs 
8 nehmen alle Schüler an der Abschluss-
prüfung teil. Ihr Ergebnis dient außer 
der Rückmeldung an die Schule über das 
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Ergebnis ihrer pädagogischen Arbeit aus-
schließlich der Information der Schüler 
und Eltern über den erreichten Lernstand, 
ohne dass damit Zugangsberechtigungen 
verbunden wären. Jede Form der weiter-
führenden Schule (ob Gymnasium oder 
berufliche Schule) kann mit jedem Ab-
schlussergebnis besucht werden.

Rückmeldung / Bewertung / Klassenwie-
derholungen: Alternativ zu Elternsprech-
tagen werden individuelle Entwicklungs-
gespräche zwischen Schüler, Eltern und 
Lehrern auf der Grundlage der Entwick-
lungs-Dokumentation (Portfolio) geführt. 
Früher getroffene Vereinbarungen werden 
überprüft und neue schriftlich festgehal-
ten. Die Bewertung (auf Zeugnissen) findet 
nach über 30-jähriger entgegengesetzter 
Praxis auf Grund eines Regierungsdekrets 
neuerdings mit einer zehnstufigen Noten-
skala statt. (10 ist die beste Note). Der Be-
wertung werden zwei Bewertungsmaßstäbe 
zu Grunde gelegt: der „personenbezogene“ 
Maßstab und mit zunehmendem Alter 
stärker der „anforderungsbezogene“. In der 
Grundschule gibt es Wiederholungen des 
Jahrganges nur in Ausnahmefällen, in der 
Mittelschule auf Grund eines Mehrheits-
Beschlusses des Klassenrats (Klassenkonfe-
renz). 

Curriculum der Schule: Die kompeten-
zorientierten Rahmenrichtlinien werden 
in einem schulinternen Curriculum kon-
kretisiert, das die Zielkompetenzen mit 
konkreten Lerninhalten und Lernformen 
verknüpft. 

Individualisierung des Lernens, Doku-
mentation des Lernens: Das Bildungs-
gesetz von 2009 verpflichtet die Schulen 
dazu, die individuelle Lernentwicklung 
jedes Kindes zu beachten und zu fördern, 
sowie diese Entwicklung zu dokumentie-
ren. Hierfür werden unterschiedliche An-
sätze und Instrumente erprobt: der per-
sonenbezogene Lernplan (PLP), der für 
Schüler mit Teilschwächen verpflichtend 
ist; Kompetenzraster, Arbeitspläne, Portfo-
lio, Lernberatung, offener Unterricht. Es 

ist verabredet, nach einer gewissen Erpro-
bungsphase Kriterien als Rahmen für die 
Dokumentation der Lernentwicklung, die 
Lernberatung, generell die Individualisie-
rung des Lernens im Sprengelproramm zu 
definieren.

Tutor/in: Jedem Schüler wird ein/e Tutor/
in zugeordnet. Die Aufgaben umfassen die 
eines (üblichen) Klassenlehrers, gehen aber 
in Richtung eines individuellen Lernbera-
ters darüber hinaus: Elternkontakte, Ent-
wicklungsgespräche, Vereinbarungen von 
Erziehungs- und Fördermaßnahmen mit 
Schülern und Eltern und deren Überprü-
fung, individuelle Lernberatung (Bünde-
lung von Schülerinformationen, Beratung 
beim offenen Lernen, dem Wahlpflicht- 
und Wahlunterricht sowie bei der Führung 
des Portfolios), Beratung beim Wechsel der 
Schulstufen und der Berufsorientierung. 
Jede Lehrperson der Schule übernimmt 
Tutorenfunktion. 

Tages-/Wochenstruktur: Schule ist in der 
Regel an 6 Tagen der Woche. Der Tag be-
ginnt für die Schüler in der Mittelschule 
Welsberg um 7.45 Uhr und endet an vier 
Wochentagen (Mo, Mi, Do, Sa) um 12.35 
Uhr, an den übrigen zwei Tagen um 15.30 
Uhr (Di) bzw. 15.00 Uhr (Fr). Der Vor-
mittag ist durch eine große Pause von 20 
min in zwei Blöcke von je drei 45-min-
Einheiten gegliedert. An den beiden Tagen 
mit Unterricht am Nachmittag gibt es eine 
55-minütige Essenspause und anschlie-
ßend am Dienstag den Wahlpflichtbereich, 
am Freitag den Wahlbereich. Zwei Einhei-
ten zu 45 Minuten werden für das offene 
Lernen verwendet. In den übrigen Zeiten 
findet Fachunterricht statt. 

Umgang mit der Heterogenität der 
Schüler, innere / klasseninterne Diffe-
renzierung: Die Jahrgangs-Klassen sind 
bewusst (leistungs-)heterogen zusammen-
gesetzt (z. B. spielt die alphabetische Rei-
henfolge der Namen eine Rolle bei der 
Klassenbildung in den Mittelschule). Die 
Werkzeuge, mit denen auf die unterschied-
lichen individuellen Interessen und Fähig-

keiten der Schüler eingegangen wird, sind 
der PLP, der offene Unterricht, der Wahl-
pflicht- und Wahlunterricht.

Offener Unterricht/Lernkreise: Die Schu-
le legt die zeitliche Gewichtung zwischen 
gebundenem (Fach-)Unterricht und offe-
nem Unterricht fest. Im offenen Unterricht 
planen Schüler und Lehrer gemeinsam die 
Lernvorhaben. Die Schüler entscheiden 
weitestgehend über die Schwerpunktset-
zung und die konkret zu bearbeitenden 
Fragestellungen. Die Schulverbunds-Ar-
beitsgruppe „Individualisierung des Ler-
nens“ hat für diese Lernform eine Reihe 
von (Selbst-)Lernmaterialien erarbeitet, 
die den Schulen zur Verfügung stehen und 
in deren Benutzung sie eingeführt werden 
(u. a.: Jeans – ein Stoff fürs Leben, Mitten 
im Luftmeer, Haus der Zukunft, Süßma-
cher Zucker, Unternehmen Zukunft, Le-
onardo da Vinci, Freiheitskämpfe, Farben 
der Welt – Welt der Farben, An apple a 
day keeps the doctor away). Unter Lern-
kreisen wird eine (fall- bzw. zeitweise) klas-
senübergreifende Lernform verstanden, bei 
der z. B. aus zwei Klassen drei Lernkreise 
gebildet werden, für die jeweils ein Lehrer 
zuständig ist.

Wahlpflichtbereich: Er enthält B-Ange-
bote (um Begabungen zu fördern), L-An-
gebote (um Lernrückstände aufzuholen, 
I-Angebote (um an Interessen zu arbeiten). 
Angebotsbeispiele sind: Mathematik, Phy-
sik; Aufholkurs Mathematik; Chemie im 
Alltag; Mathematische Knobel- und Denk-
aufgaben; Lavoro di ricerca; Geschichte 
der Familie / des Dorfes; Schreibwerkstatt; 
Schulzeitung; Baustelle – ein Haus wird 
gebaut; Werkstatt Rechtschreibtraining 
und Grammatik; Einheimische Pflanzen 
und Tierwelt; Lesetraining für Schüler mit 
Leseschwächen; Text und Bild; Laborato-
rio „Lingua II“; Jungmusiker – Leistungs-
ab.; Philosophieren; Gesundheit und Be-
wegung
Wahlbereich: Angebotsbeispiele sind: 
Attività teatrale; Corso di conversazio-
ne; Wächterfiguren; Digitale Fotografie; 
Schach; Krippenbau; Kochen; Sport ohne 
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Leistungsdruck; Ballspiele; Hardware – 
Wie funktioniert ein Computer; Office 
Programme; Zubereitung von Desserts; 
Mineralien; Naturkundliche Lehrgänge.

Projekte: Über die geschilderten Aktivitä-
ten hinaus gibt u. a. Projekttage, Herbst-
ausflug, Schul(kurz)-Fahrten, „Expeditio-
nen in die Landschaft“.

Fortbildung: Die Wünsche der Mitglieder 
des Schulverbundes und die Fortbildungs-
ideen der Arbeitsgruppen werden im 
Fortbildungsangebot des Schulverbundes 
zusammengefasst. Es enthält für das Schul-
jahr 2009/10 ca. 100 Angebote. Außerdem 
gibt es das Angebot des Südtiroler Landes-
planes der Fortbildung. Es werden unter-
schieden die Teilnahme an Veranstaltun-
gen des Landes und des Schulverbundes 1. 
im Auftrag der Schule, 2. aus persönlichem 
Interesse und 3. die Teilnahme an schulin-
ternen Fortbildungen. Es gibt auch Fort-
bildungsangebote für die Eltern. Die Pla-
nung der Fortbildung ist Bestandteil der 
Personalentwicklung des Schulsprengels. 
Jeder Lehrperson stehen dafür im Jahr fünf 
Fortbildungstage zu. Die beabsichtigten 

Teilnahmen an Fortbildungen im Auftrag 
der Schule werden im Schulsprengelpro-
gramm namentlich veröffentlicht. 

Kommunikation/Gremien: Von der Ebene 
der Klasse bis zur Schulverbundsebene gibt 
es Beratungs- und Entscheidungsgremien: 
z. B. Klassenrat (Klassenkonferenz) mit oder 
ohne Elternvertreter, Schulrat (Schulkonfe-
renz), Elternrat, Schülerrat. Es ist ein starkes 
Interesse an der Mitarbeit der Elternschaft 
bei der Schulentwicklung vorhanden. Die 
jeweilige Zusammensetzung und Aufgabe 
der Gremien sind im Sprengelprogramm 
und der Satzung des Schulverbundes auf-
geführt.

kommentar

Mit den Schulsprengeln, bestehend aus 
mehreren kleinen Grundschulen und einer 
gemeinsamen Mittelschule für alle Kinder 
ist eine organisatorische Möglichkeit rea-
lisiert worden, auch kleine Schulstandorte 
zu erhalten, also „die Schule im Dorf zu 
lassen“. Insbesondere für jüngere Schüler 
sind so akzeptable Schulwege zu realisie-

ren. Dem kommt auch die Klassengröße 
(etwa 15 in der Grundschule und 20 in der 
Mittelschule) entgegen.

Die Schulentwicklung speziell in Südti-
rol ist stark geprägt von folgenden Ideen: 
Autonomie der Schule, Übernahme von 
Verantwortung, Inklusion/Integration, In-
dividualisierung des Lernens. Die Schulen 
und in den Schulen die einzelnen Lehrer 
sind in der Umsetzung der Ideen in die 
tägliche Arbeit ungleich weit, die Entwick-
lungsrichtung ist nicht umstritten. Mit dem 
Schulverbund wurde eine auf Freiwilligkeit 
und gegenseitiger Respektierung der inhalt-
lichen und organisatorischen Autonomie 
beruhende Zusammenarbeit gefunden. Sie 
kommt ohne starke Hierarchie und um-
fangreiche Verwaltung, ohne Eigenleben 
und Eigeninteressen entwickelnde aufge-
blähte Organisation aus. Durch das Wech-
selspiel von Formulierung der Erfordernisse 
vor Ort und den attraktiven Angeboten für 
Schulentwicklung und Fortbildung ist von 
den mitarbeitenden Schulangehörigen eine 
wirkungsvolle und akzeptierte Infrastruktur 
für die Schulentwicklung einer ganzen Re-
gion geschaffen worden. Jede teilnehmende 
Schule kann sich einbringen und von den 
Ergebnissen profitieren, ohne an die Ergeb-
nisse gebunden zu sein. 
Eine für Südtirol gesonderte Auswertung 
der PISA-Studie brachte Ergebnisse, die die 
finnischen noch übertreffen.

Quellen

Josef Watschinger ist Schulleiter des Schul-
sprengels Welsberg und einer der Gründer 
des Schulverbundes Pustertal.
Ausführlicher informieren die Webseites 
www.schule.suedtirol.it/ms-welsberg/ und 
www.blikk.it/angebote/schulegestalten/
schulverbund/ses11700n.htm im Rahmen 
des Südtiroler Bildungsservers http://www.
blikk.it/. Neuer Internetauftritt des Schul-
verbundes (in Kürze: www.snets.it/sv-pu-
stertal)  ®

Mittelschule WelsbergMittelschule Welsberg



GGGGGG A u S  d e N  L ä N d e R N

26 GGG-JOuRNAL

In der letzten Ausgabe des GGG-Journals 
hatte ich die Lage in BW als „unübersicht-
lich aber nicht hoffnungslos“ bezeichnet. 
Meine Hoffnung speiste sich aus der Tatsa-
che, dass einige Kommunen gegen den Lan-
destrend der Einrichtung von sogenannten 
Werkrealschulen, Anträge auf Einrichtung 
von „Schulen nach skandinavischem Vor-
bild“ gestellt hatten. Das prominenteste 
Beispiel dafür war die Stadt Karlsruhe.
Hier und heute müsste ich etwas anders 
formulieren. Etwa so: „Unübersichtlich und 
hoffnungslos“.
Der Antrag der Stadt Karlsruhe wurde in-
zwischen vom Kultusministerium in BW 
mit dem Hinweis, er entspreche „nicht den 
bildungspolitischen Rahmenvorgaben des 
Landes“, abgelehnt. Ähnliches blüht der 
Stadt Tübingen. Da allerdings ist es nach 
meinem Kenntnisstand noch nicht amtlich.
Die nächste Kommune, die einen entspre-
chenden Antrag stellen wird, ist Freiburg. 
Am 07.11.09 fand dort ein Kongress der 
Grünen mit dem Thema „Länger gemein-
sam lernen in Freiburg“ statt. In einer Ar-
beitsgruppe „Möglichkeiten der Einflussna-
me in BW“ sollte geprüft werden, welches 
die geeigneten Strategien zur Vorbereitung 
des Landtagswahlkampfes 2011 sein könn-
ten. Die Grünen sind offenbar gewillt, die 
„Eine Schule für alle“ durchzusetzen. 
Im Netzwerk von BW „In einer Schule 
gemeinsam lernen“ hat sich auf dem Bil-
dungsfestival am 26.09.09 in Stuttgart Ge-
legenheit geboten, mit den Hauptakteuren 
der verschiedenen Mitgliederorganisationen 
zu sprechen. Es schälte sich die Meinung 
heraus, dass man die Ablehnung der An-
träge der genannten Kommunen politisch 
nutzen sollte, um die Landesregierung im 
Wahlkampf anzugreifen.
Günstig wäre es, wenn bis Frühjahr 2011 
möglichst viele Anträge auf dem Tisch des 
Kultusministeriums lägen, um politischen 
Druck zu erzeugen. Die Stadt Karlsruhe ist 
übrigens nicht gewillt, die Ablehnung ein-

fach hinzunehmen. Da wird sicher noch 
einiges passieren.
Ich selbst werde in Mannheim versuchen, 
einen Antrag auf Einrichtung einer zweiten 
Gesamtschule zu Wege zu bringen. Die be-
reits seit 35 Jahren existierende Integrierte 
Gesamtschule Mannheim-Herzogenried 
(IGMH) muss jedes Jahr leider etwa 200 
Aufnahmeanträge wegen zu geringer Kapa-
zitäten ablehnen. Eine zweite Schule dieser 
Art würde der Stadt sicher gut tun.

jÜRgen leonhaRDT 

Die Diskussion um die (Zwei-)Gliedrigkeit 
der Berliner Schule hat ihre Fortsetzung 
in einem Gesetzesentwurf aus dem Hause 
Zöllner gefunden, der derzeit vom Parla-
ment beraten wird. Die Zweite Lesung soll 
im Dezember stattfinden, die Dritte und 
abschließende im Januar 2010. Durch die 
parlamentarische Anhörung am 05. Okto-
ber – wieder unter Beteiligung der GGG 
– war etwas Verunsicherung in die Debat-
te gekommen; es schien für einen Moment 
so, als ob das Probejahr am Gymnasium 
vermieden werden könnte. Die Mehrheit 
der SPD-Fraktion hat dann aber im We-
sentlichen gegen die Voten ihrer Bildungs-
politiker die Beibehaltung der exklusiven 
Position des Gymnasiums unter Berufung 
auf das Elternwahlrecht gewollt. Das Gym-
nasium ist künftig die einzige Schulform, 
die vom ehemals gegliederten Schulsystem 
übrig bleibt. Die besondere Aufgabe dieses 
Schultyps neben einer Schule für alle, die 
zu allen Abschlüssen führt, wird nicht for-
muliert, allerdings wird ein großes Bouhei 
gemacht, um den integrativ arbeitenden 
Teil des Schulsystems – Grundschule, inte-
grierte Sekundarschule – in die Durchset-
zung der Interessen der Gymnasialklientel 
einzuspannen:

n Die Arbeit der Grundschule bleibt wei-
terhin belastet:

– Die Arbeit der Grundschulen wird 
durch die auf Selektion ausgerichtete 
„Förderprognose“ wieder in die selek-
tive Richtung gedrängt: Zwar wurde 
vor Kurzem durch einen schnellen 
Parlamentsbeschluss das Oberschulgut-
achten abgeschafft, das die Grundschu-
len zu erstellen hatten; im Gesetzent-
wurf lebt es aber wieder auf unter der 
Bezeichnung „Verbindliches Beratungs-
gespräch mit schriftlicher Förderpro-
gnose der Klassenkonferenz“. Die ehe-
maligen Paragraphen wurden wieder 
in den Gesetzentwurf aufgenommen, 
lediglich das Wort Oberschulgutachten 
wurde durch die neue Formulierung er-
setzt. 

– Die Arbeit der Grundschulen wird ge-
stört bis hin zu notwendig werdenden 
Klassenzusammenlegungen: Die 
grundständigen Gymnasien (Beginn in 
Jahrgang 5), deren Zahl im letzten Jahr-
zehnt stark zugenommen hat (Bonner 
Beamtenkinder!) bleiben unangetastet, 
werden aber eingefroren (wie lange?). 
Auf die eintretende Verkleinerung der 
Grundschulklassen muss unter Um-
ständen durch Klassenzusammenle-
gungen reagiert werden. Nach wie vor 
müssen die Grundschulen die für un-
geeignet gehaltenen, des Gymnasiums 
verwiesenen Schüler wieder aufnehmen. 
Die Ergebnisse der Re-Analyse der Ele-
ment-Studie, die die Begründung für 
die frühe Trennung widerlegen, bleiben 
unbeachtet.

n Die „Gleichwertigkeit“ von Gymnasium 
und integrierter Sekundarschule sieht 
jetzt so aus: 
– Für das Gymnasium soll in der Regel 

A12 (Abitur nach 12 Schuljahren) gel-
ten, für die Sekundarschule in der Regel 
A13, aber auch A12 möglich sein.

– In der Sekundarschule wird es kein Sit-
zenbleiben geben, wohl aber im Gym-
nasium (also doch A13 auch am Gym-
nasium?)

– Derzeit ist der Stundenumfang bei 
Gymnasium, Gesamtschule und Re-
alschule gleich Mit der A12/A13-Be-
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gründung soll für die integrierte Sekun-
darschule die Stundentafel gegenüber 
dem Gymnasium gekürzt werden. Der 
Senator sieht dadurch die Chancen für 
den Mittleren Schulabschluss und für 
A12 an den Sekundarschulen nicht be-
einträchtigt.

– Die Sekundarschulen sollen Ganztags-
schulen werden, bei den Gymnasien 
pro Bezirk eines. Allerdings wird die 
Stundentafelkürzung nicht durch eine 
entsprechende Erhöhung des Ganztags-
zuschlages personell ausgeglichen. Für 
die jetzigen Gesamtschulen ergibt sich 
dadurch eine verschlechterte Personal-
ausstattung. (Bei der Stundentafeler-
höhung vor einigen Jahren war mit der 
entsprechenden Begründung die Ganz-
tagsausstattung gekürzt worden.)

– Die Sekundarschulen sollen in der Re-
gel mindestens vierzügig, die Gymna-
sien dreizügig sein. 

– Das Aufnahmeverfahren bei Übernach-
frage von Schulplätzen wird in beiden 
Schularten der Sekundarstufe nach 
einem formal gleichen Verfahren – Mi-
schung aus Auswahl durch die Schule 
und Losverfahren – durchgeführt. Al-
lerdings werden Schüler, die die Verset-
zung in die Klasse 8 nicht schaffen, des 
Gymnasiums verwiesen. (Nach Klasse 
8 ist ein Verweis vom Gymnasium we-
gen schlechter Leistungen nicht mehr 
möglich.) Die Sekundarschule wird 
die verwiesenen Schüler aufnehmen 
müssen. Wie die Sekundarschule dies 
bewerkstelligen soll, ist nicht durch-
dacht: Minderfrequenz im 7 Schuljahr, 
um in den bestehenden Klassen freie 
Plätze zu haben (dafür zum Ausgleich 
Überfrequenzen ab Jahrgang 8?) oder 
Bündelung der Gymnasial-Verwiesenen 
in neu zu bildenden Klassen? In jedem 
Fall hat die Sekundarschule die Nach-
teile für das Nicht-Übernehmen von 
Verantwortung des Gymnasiums für 
die aufgenommenen Schüler zu tragen.

Wenn man sich die verkündete Zielsetzung 
des Strukturumbaus ansieht – Verringerung 
des Zusammenhangs zwischen Herkunft 

und Schulerfolg, weniger Schulabbrecher, 
mehr Abiturienten, Förderung von Migran-
ten und schließlich, wenn auch halbherzig, 
die Integration Behinderter –, dann sind 
dies Ziele, deren Umsetzung am Gymnasi-
um vorbei gehen, jedenfalls wenn es seine 
exklusive Funktion behält. Der wörtliche 
Gegensatz zu inklusiv ist bewusst gemeint. 
Die integrierte Sekundarschule soll es allein 
richten.
Insgesamt wird die „Reform“ zwar Schritte 
in die richtige Richtung bringen – Abschaf-
fung der Hauptschule, jede Abschlussopti-
on für jeden Schüler, keine Abschulung im 
Gymnasium ab Klasse 8 –, als großer Wurf 
kann sie allerdings nicht gelten. Und so 
bleibt die Absichtserklärung von Senat und 
Abgeordnetenhaus, ein Schulsystem ohne 
Aussonderung schaffen zu wollen, noch 
eine Weile auf dem Papier.
Der Gesetzentwurf ist im Internet zu finden 
unter www.parlament-berlin.de/ados/16/
IIIPlen/vorgang/d16-2624.pdf

loThaR sacK

Der Umbau des Schulwesens in Bremen 
geht weiter und nimmt weiter rasant Fahrt 
auf. Das Zwei-Säulen-Modell Gymnasium / 
Oberschule wird fest installiert, wobei das 
Gymnasium die bevorzugte Form ist. Die 
Gymnasien sind stadtweit anwählbar, an 
den Oberschulen sollen vor allem Schüler 
aus dem Stadtteil aufgenommen werden. 
Wenn die Nachfrage für ein Gymnasium 
größer ist als Plätze vorhanden sind, so wer-
den die Schüler bevorzugt aufgenommen, 
die leistungsmäßig in den Fächern Mathe-
matik und Deutsch über dem Durchschnitt 
liegen; dieses Ranking-Geschäft hat die 
Grundschule zu besorgen. 

80 % der Schüler eines Jahrgangs sollen 
die Oberschule besuchen, die nach 13 Jah-
ren in der Regel das Abitur ermöglicht, im 
Gegensatz zum Gymnasium, das nach 12 
Jahren mit der Hochschulreife abschließt. 
Im Gymnasium bleibt man unter sich, hö-

here Bildung wird für immer mehr Schü-
ler schwerer erreichbar, besonders aus den 
sozial benachteiligten Stadtteilen. Aus einer 
solchen Grundschule sollen nur 3 von 60 
(!!) Schülern für das kommende Schuljahr 
die Aufnahmekriterien für das Gymnasium 
erfüllen. Welch ein Irrsinn! 

Der Anspruch des neuen Systems war aber 
gerade die Kopplung von Bildungserfolg 
und sozialer Herkunft zu verringern. Das 
sieht z. B. der ZEB (Zentraler Elternbeirat 
in Bremen) als reine Makulatur und lehnt 
dieses Schulmodell ab. Er hat große Skep-
sis, ob dieses Schulmodell tragfähig ist. Ein 
weiteres Problem tut sich in der Frage der 
gymnasialen Oberstufen auf: Um die Kon-
kurrenzfähigkeit der Oberschulen gegen-
über den Gymnasien einigermaßen zu ge-
währleisten, erhalten nun einige, aber nicht 
alle Oberschulen gymnasiale Oberstufen, so 
dass eine neue Art von Dreigliedrigkeit ent-
steht : Gymnasium – Oberschule mit Ober-
stufe – Oberschule ohne Oberstufe. Das ist 
die aktuelle Baustelle, die die Behörde zu 
bearbeiten hat; Unruhe und Skepsis sind 
weiterhin garantiert. 
Die bestehenden Gesamtschulen werden 
Oberschulen.
Der Schulentwicklungsplan für die Stadtge-
meinde Bremerhaven war bei Redaktions-
schluss noch nicht veröffentlicht. Soweit 
bisher bekannt wurde, sieht er ein Modell 
vor, das dem Grundgedanken „Eine Schule 
für Alle“ näher kommt. 

Dazu mehr in der nächsten Ausgabe des 
GGG-Journals.

KaRlheinz KoKe 

(elh) Zum letzten Länderbericht aus Rhein-
land-Pfalz erhielt die Redaktion eine Stel-
lungnahme der GGG-Mitglieder Hans-Jürg 
Liebert und Barbara Edel, die wir im fol-
genden abdrucken, daran anschließend die 
Erwiderung von Franz-Josef Bronder, beides 
mit kleinen Kürzungen.
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tiv arbeitenden Realschulen Plus wieder die 
beiden Säulen „Hauptschul(e)klassen)“ und 
„Realschul(e)klassen“. 
Bleiben im Endeffekt die vier Säulen des 
traditionellen Schulsystems, ergänzt durch 
die Säule integrierte Schulsysteme.
Mit herzlichen Grüßen aus dem Süden

hans-jÜRg liebeRT, baRbaRa eDel

Antwort von Franz-Josef Bronder

Eure Aussagen zur Vielgliedrigkeit des 
rheinland-pfälzischen Schulsystem sind 
natürlich richtig. Ähnlich wie ihr in eurer 
Stellungnahme schreibt, argumentiert der 
Landesvorstand der GGG in Rheinland-
Pfalz schon seit Jahren in diversen Stel-
lungnahmen, Presseartikeln, Anhörungen 
etc. Dass dies in meinem Beitrag im vori-
gen GGG-Journal nicht noch einmal aus-
drücklich betont wurde, hängt an der Vo-
rüberlegung, dass dieser Artikel ohnehin 
überwiegend von Personen gelesen wird, die 
der GGG nahe stehen und die gemeinsame 
Position der „Einen Schule für alle“ akzep-
tieren. Dies ist für mich und den gesamten 
Landesvorstand selbstverständlich. Der Bei-
trag in den Kontakten sollte ausschließlich 
in sachlicher Form die Entwicklungen im 
Schulsystem Rheinland-Pfalz für Menschen 
angrenzender Bundesländer in Kurzform 
darstellen.
Sicherlich stellt die Schulstrukturentwick-
lung in Rheinland-Pfalz auch besondere 

Herausforderungen an die GGG. Noch vor 
2007 hätte niemand im Landesvorstand 
eine derartig massive Ausweitung des Ge-
samtschulsystems in unserem Bundesland 
für möglich gehalten. Gleichzeitig ist natür-
lich der Fortbildungsbedarf für interessierte 
KollegInnen gestiegen. Als GGG können 
wir natürlich die Fortbildungsinstitute nur 
eingeschränkt unterstützen, da unsere per-
sonellen Ressourcen durchaus beschränkt 
sind und das Bildungsministerium keine 
weiteren Mittel dazu ins IFB geben will - 
ist von uns mehrfach angesprochen wor-
den. Auch die Mitarbeit von Kolleginnen 
und Kollegen aus anderen Bundesländern 
mindert nicht den Druck, der dadurch auf 
die GGG in Rheinland-Pfalz erzeugt wird. 
Und ihr beschreibt sehr richtig, dass nicht 
automatisch mit der Errichtungsoption für 
einzelne Standorte der pädagogische Geist 
sich in unserem gemeinsamen Sinn ändert. 
Hier besteht noch ein breites Aufgabenfeld!

Wie es in Schleswig-Holstein gelingt, die 
Integrierten Gesamtschulen elegant abzu-
schaffen! – Ein Lehrbeispiel und eine War-
nung! 
Die GGG – Landesverband Schleswig-
Holstein war guter Hoffnung, dass das Ziel 
– länger gemeinsam lernen – für den grö-
ßeren Teil der Schulen Schleswig-Holsteins 
näherrücken würde. Gab es bis vor drei Jah-

Als GGG-Mitglieder aus Rheinland-Pfalz 
können wir den letzten Bericht aus unserem 
Bundesland so nicht stehen lassen. 
Die Darstellung entspricht den Verlautba-
rungen des Ministeriums, mit der dieses 
eine halbherzige Änderung der Schulstruk-
tur als „Reform“ zu verkaufen versucht.
Die Lage in unserem Bundesland sieht seit 
01.09.09 folgendermaßen aus:

Es gibt 2 Säulen, die durch die Schulstruk-
tur völlig unangetastet geblieben sind: 
Das Gymnasium und die Förderschule. 
Daneben gibt es die 3. Säule „Integrierte 
Schulsysteme“: Das sind eine zunehmende 
Zahl von Integrierten Gesamtschulen (sehr 
erfreulich!) und jene Realschulen Plus, die 
bis zum Ende des 10. Schuljahres integriert 
arbeiten. Das werden v. a. diejenigen sein, 
die bisher schon unter dem Namen „Regi-
onale Schulen“ integriert gearbeitet haben. 
Dazu gesellen sich in dieser 3. Säule einige 
neue Realschulen Plus, die ebenfalls integ-
riert arbeiten wollen. 
Wie viele das letztendlich sein werden, wird 
sich in einigen Jahren zeigen. Bei der be-
kannten Haltung vieler Realschulkollegien 
und ihres Berufsverbandes befürchten wir, 
dass eine hohe Zahl von neuen Realschulen 
Plus nicht integriert, sondern kooperativ ar-
beiten wird. 
Die kooperativ arbeitenden Realschulen 
Plus wären dann quasi eine 4. Säule, die 
allerdings nur für 2 Schülerjahrgänge exis-
tiert, nämlich in der integriert arbeitenden 
Orientierungsstufe. Nach den Jahrgangs-
stufen 5 / 6 spaltet sich diese 4. Säule 
wieder in die beiden traditionellen Säulen 
„Hauptschul(e)klassen“ und „Realschul(e)
klassen“, lediglich unter einem formalen 
Dach mit anderem Namen ausgewiesen. 

So bleiben für die allermeisten Schüler/in-
nen unseres Landes schon ab dem 4.Schul-
jahr (für die Förderschüler/innen oft schon 
früher) zunächst die Säulen Gymnasium, 
Förderschule, integrierte Schulsysteme 
und die gemeinsame Orientierungsstu-
fe der kooperativ arbeitende Realschulen 
Plus. Spätestens ab dem 7. Schuljahr gibt 
es dann für die Schüler/innen der koopera-

Kein 2-Säulen-Modell, sondern ein 5-Säulen-Modell:

 SCHLeSWIG-HOLSTeIN
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ren 25 Gesamtschulen, davon drei Koope-
rative und 22 Gesamtschulen, so hat sich 
bis heute die Zahl der Schulen mit länge-
rem gemeinsamem Lernen auf 119 erwei-
tert. Zu den Gesamtschulen, (25) die ja laut 
Schulgesetz ab dem Schuljahr 2010/2011 
Gemeinschaftsschulen werden müssen, sind 
kleine und große Gemeinschaftsschulen 
hinzugekommen (94). 
Die Konzepte der Schulen sind zwar unter-
schiedlich, aber durch die Vorgaben des Mi-
nisteriums folgen sie alle dem gemeinsamen 
Grundgedanken. Die Anmeldezahlen der 
Schulen entwickelten sich ausgesprochen 
erfreulich, das Modell der CDU – die Re-
gionalschulen – haben dagegen an fast allen 
Standorten zu kämpfen. 
Die bisherigen Gesamtschulen haben in 
vielen Fällen die neuen Schulen unterstützt, 
eine rege Beratungstätigkeit und viele Hos-
pitationen erleichterten den Start in die 
neue Schulform.
Große Schwierigkeiten bereiten die innere 
Differenzierung (das ist aber auch an vielen 
anderen Schulen so) und die Probleme der 
Leistungsbewertung. Dazu kommt eine un-
befriedigende Erlasslage, die den Start nicht 
einfacher macht. Das Fortbildungsangebot 
durch das Lehrerbildungsinstitut (IQSH) 
ist inzwischen deutlich verbessert, kann 
aber den tatsächlichen Bedarf noch nicht 
decken. 

Seit dem 27.09.2009 gibt es eine neue 
politische Lage, die nach den ersten Äu-
ßerungen für die Gesamtschulen und die 
Gemeinschaftsschulen äußerst bedrohlich 
scheinen!

So hat sich der neue Bildungsminister geäu-
ßert: (auszugsweise) 
n Das gegliederte Schulwesen bietet die 

besten Voraussetzungen für individuelle 
Bildung und Förderung

n Die FDP will durch eine Änderung des 
Schulgesetzes wieder die Einrichtung 
von Realschulen als Angebotsschulen 
ermöglichen. Gemeinschafts- oder Re-
gionalschulen sollen wieder Realschu-
len werden können, sofern dabei im 
örtlichen Umfeld ein Bildungsangebot 

mit allen Bildungsgängen (Abschlüssen) 
erhalten bleibt

n Das im Schulgesetz und den Schulart-
verordnungen verankerte Regelwerk für 
die neuen Schularten – Gemeinschafts-
schulen und Regionalschulen – wird 
im Sinne der Schaffung wesentlich 
größerer pädagogischer Gestaltungs-
spielräume für die einzelnen Schulen 
überarbeitet 

n Für die Gemeinschaftsschulen bedeutet 
dies: Abkehr von der zu starken Fixie-
rung auf „binnendifferenzierten Un-
terricht“, d. h. neue Möglichkeiten für 
Formen äußerer Differenzierung – bis 
hin zur möglichen Anlehnung an bishe-
rige Strukturmodelle integrierter oder 
kooperativer Gesamtschulen (Lerngrup-
pen auf unterschiedlichen Niveaustufen, 
abschlussbezogene Jahrgangsklassen). 
Weil Gemeinschaftsschulen mittlerweile 
in einigen Teilen des Landes neben den 
Gymnasien die einzige weiterführende 
Schulart sind, muss außerdem ihr bis-
heriges Privileg bei der Auswahl ihrer 
Schüler wegfallen. 

n Angesichts der großen Zahl neuer Ge-
meinschaftsschulen sind die Vorausset-
zungen zur Einrichtung einer Oberstufe 
an diesen Schulen zu überprüfen; vor-
zugsweise soll dabei die Kooperation mit 
vorhandenen Oberstufen – insbesondere 
den Beruflichen Gymnasien – gefördert 
werden.

n Die FDP will die Gymnasien als leis-
tungsorientierte öffentliche Schulart er-
halten und stärken. „Benachteiligungen, 
die den Gymnasien in der Vergangenheit 
bei der Lehrerversorgung oder bei der 
Förderung von Ganztagsangeboten zuge-
mutet worden sind, wollen wir beseiti-
gen.“ 

n Besonders perfide ist eine Maßnahme, 
die den Einsatz von Lehrkräften mit 
gymnasialer Lehrbefähigung an den Ge-
meinschaftsschulen längerfristig gefähr-
den wird. So sollen diese, wenn sie nicht 
in der Oberstufe eingesetzt werden, 1,5 
Stunden mehr arbeiten als ihre Kollegen 
an den Gymnasien. Dadurch wird es 
fast unmöglich, Lehrkräfte zu gewinnen, 

insbesondere an den Schulen, die keine 
Oberstufen haben. 

Es ist zu befürchten, dass es durch die 
völlige Freigabe der äußeren Differenzie-
rungsmöglichkeiten und das Fehlen von 
Gymnasiallehrkräften dazu kommt, dass 
sich die meisten Schulen, auch ehemalige 
Integrierte Gesamtschulen, zu Koopera-
tiven Gesamtschulen zurückentwickeln. 
Gemeinschaftsschulen ohne gymnasiale 
Oberstufe werden sich zu reinen Haupt-/
Realschulen mit bildungsgangbezogenen 
Klassen entwickeln. 

Der Landesverband führte am 28.11.2009 
eine Informations- und Diskussionsveran-
staltung mit allen Schulleitern der Gemein-
schaftsschulen und Gesamtschulen durch 
und erörterte Möglichkeiten, wie dieses 
düstere Szenario abgewendet werden kann. 
Der Minister war dazu eingeladen. Ein Be-
richt folgt im nächsten Journal.

Klaus mangolD
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Jahrgang 1953, Studium Sozialkunde / So-
ziologie und Leibesübung an der Universi-
tät Hamburg; seit 1979 im Schuldienst, seit 
1986 an der Erich Kästner-Gesamtschule;
neun Jahre Elterrätin an zwei Hamburger 
Gesamtschulen, Gründerin der GELBE 
(Stadtteilverbund der vier Bergedorfer GS-
Elternräte), seit 2004 Mitglied des Ham-
burger GGG-Landesvorstands, seit 2007 
im Bundesvorstand der GGG.
Anschrift: 
Fiddigshagen 10, 21035 Hamburg
E-Mail: ulrikekaidas-andresen@gmx.de

Werner Kerski, stellvertretender Bun-
desvorsitzender der GGG
1947 in Münster geboren; Studium Mathe-
matik und Physik an der Universität Bonn; 
seit 1975 im Schuldienst; von 1985 bis 2009 
Leiter der Fritz-Steinhoff-Gesamtschule in 
Hagen; seit 2009 im Ruhestand

1996 Mitglied im Landesvorstand NRW; 
seit 2006 Vorsitzender des Landesverban-
des.
Anschrift: 
Hengstenbergstr. 1, 58239 Schwerte
E-Mail: kwkerski@ruhrnet-online.de

Wolfgang Vogel, Beisitzer im Bundes-
vorstand der GGG
geboren 1942 in Stettin; Studium an der 
Pädagogischen Hochschule Kettwig/Ruhr, 
1969 im Gründungskollegium der Gesamt-
schule Gelsenkirchen, von 1974 bis 2006 an 

der Heinrich-Heine-Gesamtschule in Bre-
merhaven in der Schulleitung u. a. für die 
Orientierungsstufe verantwortlich. Unter-
richtsfächer Mathematik und Gesellschaft / 
Politik. Seit Februar 2006 im Ruhestand.
Im Landesvorstand Bremen seit 1995, im 
Bundesvorstand seit 2003 für die Koordina-
tion der Redaktionsarbeit der „GGG-Kon-
takte“ zuständig.
Anschrift: 
Lothringer Str. 26, 27570 Bremerhaven,
E-Mail:VogelGGG@aol.com

Dr. Michael Hüttenberger, Bundesge-
schäftsführer der GGG
1955 in Offenbach geboren;
Studium für das Lehramt an Grundschu-
len, danach für Haupt- und Realschulen, 

Lothar Sack, Bundesvorsitzender der 
GGG
1941 in Berlin geboren; Mathematik- und 
Physikstudium, seit 1969 im Schuldienst, 
1992 bis 2006 Leiter der Fritz-Karsen-
Schule (Bundeskongress 1999) in Berlin. 

Seit 1995 Mitglied des Berliner Landesvor-
standes der GGG; seit 1999 Mitglied im 
Bundesvorstand der GGG, seit 2007 Bun-
desvorsitzender.
Anschrift: Dickhardtstraße 26, 12161 Berlin
E-Mail: LotharSack@t-online.de

Ulrike Kaidas-Andresen, stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der GGG

GGGGGG I N T e R N

30 GGG-JOuRNAL

der GGG-Bundesvorstand stellt sich vor 

Im Rahmen des 31. Kongresses der GGG in Hamburg wurde am 20. September 2009 ein 
neuer Bundesvorstand von der Mitgliederversammlung gewählt. Zur Vorstellung des neu-
en BV im folgenden die Kurzportraits der Vorstandsmitglieder:

GGG         NTERN



Diplom-Pädagoge, Soziologie-Studium mit 
Promotion zum Dr. phil., Referendariat 
von 1979-1981, seit 1983 im Schuldienst 
zunächst als Grundschullehrer, dann an der 
Grundstufe einer IGS; 1990-2008 Schullei-
ter der Erich Kästner-Schule in Darmstadt-
Kranichstein; für die SPD Mitglied im 
Darmstädter Stadtparlament und Schulaus-
schussvorsitzender 2001-2008;

1987 bis 1993 Mitglied im GGG-LV Hes-
sen, 1989 bis1991 Revisor für den Bun-
desvorstand, seit 1999 im Bundesvorstand 
der GGG als Bundesgeschäftsführer, seit 
2008 hauptamtlich.
Anschrift: 
Hauptstraße 8, 26427 Stedesdorf E-Mail: 
geschaeftsstelle@ggg-bund.de ®

Es ist kaum zu glauben, wenn man ihm, der 
sich immer noch aktiv und unermüdlich für 
die GGG einsetzt, persönlich begegnet: Jür-
gen Theis feierte im November seinen 80. Ge-
burtstag. Die GGG gratuliert dazu ganz herz-
lich und dankt ihm für sein außerordentliches 
Engagement für die Gesamtschule und seine 
Arbeit in der und für die GGG. 
Jürgen Theis war 1969 Gründungsmitglied 
der GGG, gehörte dem ersten Bundesvorstand 
an und ist bis heute als Mitglied Landesvor-
standes NRW aktiv. Seine absolute Zuverläs-
sigkeit, die unermüdliche Arbeit und Präsenz, 
sein engagiertes Eintreten für Idee und Orga-
nisation sind einzigartig.
Jürgen Theis baute die erste Dortmunder Ge-
samtschule, die Gesamtschule Dortmund-Scharnhorst, auf und leitete sie bis zu seiner 
Pensionierung im Jahr 1994. Er war Mitglied der Dortmunder Schulentwicklungsgruppe 
und arbeitete in vielen Gremien des Landes NRW mit.
Jürgen Theis ist die Personifizierung der Gesamtschulgeschichte, er verkörpert die histori-
sche Erfahrung der Gesamtschule, und er gibt sie kritisch reflektierend an die nachfolgen-
den Generationen weiter. Seine Erfahrung und sein gelassener Pragmatismus sind für die 
GGG unverzichtbar.
Die Internet-Präsenz der GGG-NRW betreut er bis heute. In NRW gibt er seit vielen 
Jahren das Standard-Nachschlagewerk für die Gesamtschulen heraus: das Gesamtschulver-
zeichnis NRW. Außerdem ist er weiterhin verantwortlicher Redakteur von Gesamtschule 
in Nordrhein-Westfalen, Zeitung der GGG NRW, und Geschäftsführer des Landesvor-
stands.
Lieber Jürgen, wir wünschen Dir noch viele schöne Lebensjahre in Gesundheit im Kreise 
deiner Familie und, wenn Du das weiterhin möchtest, in der Mitte der GGG.

WeRneR KeRsKi
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14. bis 16.01.2010

GGG-Bund
Bundesvorstandssitzung, 
Stedesdorf und/oder Hamburg

23.01.2010

GGG-NRW, DGB, GEW
40 Jahre Gesamtschule in NRW – 
ein Grund zum Feiern
Jahrhunderthaus Bochum

29.01. bis 02.02.2010 

GGG-LV Hessen
Seminar und Schulbesuch Institut 
Beatenberg, CH (11)

13.02.2010

GGG-Bund
Revision in der Bundesgeschäftsstelle, 
Stedesdorf

05.03.2010

GGG-LV Hessen

Treffen der GGG-Schulleiter in Buseck 

06.03.2010

GGG-LV Hessen

Frühjahrstagung in Buseck, IGS Buse-
cker Tal 

12. bis 13.03. 2010

GGG-Bund
Bundesvorstandssitzung und Haupt-
ausschuss, Unna oder Hannover

16. bis 20.03. 2010

mit Beteiligung der GGG 
am GEW-Stand
Bildungsmesse „Didacta“, Köln

Jürgen Theis ist 80

www.ggg-bund.de     –   www.ggg-bund.de     –   Ab 2010 in neuem Design
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Partinchen war allein zu Haus,
sie dachte sich Reförmchen aus,
denn Fragen nach dem Schulsystem
warn ihr allmählich unbequem.
Als sie nun durch das Zimmer ging,
sinnierte sie so für sich hin:
Wie krieg ich ein Reformgesicht,
doch wirklich ändern tut sich nischt? 
Wie kratz ich an der Gliedrigkeit,
nur nicht zu tief und nicht zu weit?

Und Gelb und Schwarz in Massen
die riefen: Tu das lassen!
Reformen sind verboten,
uns stürzen ab die Quoten.
Und das Gymnasium ist tabu,
verlieren sonst die Macht im Nu.

Partinchen, unbeirrt und stur,
verkündigte die Korrektur:
Haupt- und Real, das ist vorbei.
Wir zählen künftig nur auf 2,
der exklusive Rand bleibt stehn.
Und schneller noch, als dus gesehn,
versprachen sich, wie wenns zu spät,
die alten Herrn der Unität.

Und Rot-Grün (symptomatisch),
die gaben sich pragmatisch:
Das ist doch nur der erste Schritt,
den zweiten geht ja keiner mit.
So ist halt Demoskokratie.
So viel Reform gabs doch noch nie.

Partinchen zog die Sache durch.
Was rauskam? Mancher sagte: Nur Sch...!
Doch halt, das wäre zu pauschal,
und es verbrennt, wer zu fatal. 
Beharrlich Bleiben überzeugt,
so wird noch jede Macht gebeugt.

Drum GGG und GEW
samt Eltern, Schülern riefen: Hey!
Wir fordern, auch wenns unbequem,
ein inklusives Schulsystem!

Aus Vielen wurden Massen.
Dann wurde, kaum zu fassen,
Partinchen abgewählt und schlich
sich fort und weinte bitterlich.
Und ihre Tränen fließen
wies Bächlein auf den Wiesen.

die gar traurige Geschichte mit dem Reformzeugs
von michael hÜTTenbeRgeR

Aus: Michael Hüttenberger: Der deutsche Bildungsstruwwelpeter (unveröffentlichtes Manuskipt)


